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Vorwort zum Nachwort


Vor einigen Tagen bekam ich die Nachricht über die Jahresmietnachzahlung Nebenkosten


dazu kam noch mein kleiner Nebenverdienst der schrumpfte auch um 100 Euro. Dazu


noch die immer noch bestehende Situation mit dem Faschisten Schwein Hartz 2 System


und Schröders Gruppenfreunde. Überhaupt, politische Raubtiere Vasallen der


Negativen Macht des Tieres der globale Versklavung subtil fein mit gutem Benehmen mit


Angepasstheit an politische Partei Systeme. Mehr ist das ja nicht und die mit


gewählten Minderheiten weil ja keine echte Beteiligung abläuft und selbst wenn, wäre


es Betrug, da nie eine echte Mehrheit erreicht wird, das Manko der Modedemokratien,


des Tao MeditationsMeisters Platon diesem Philosophen der kein


Erleuchteter Erwachter war sondern ein Ideenfuzzy ein Vorbereiter für weitere Versklavung.Aber kann das


stimmen?fragte Ich des öfteren.


Das brachte mich endlich dazu dieses Büchlein zu schreiben. Wie es dazu kam das ich


diese Situation erlebe nun schon über ein Jahrzehnt. Wenn ich keine Freundin hätte die


ich in dieser Beschreibung finde, wäre ich woanders. Nun ist es so, und was tue ich hier ich


schreibe und höre Musik die ich mal gehabt hatte, damals in Kanada in Berlin München in


Montreal Marrakesch und Berlin und Paris oder Istanbul.


Wer dieses Büchlein liest, sollte wissen, das ich Musik höre von Jethro Tull- Living in the Past, von Rye Cooder, von Beatles von Stones, Van Morrison, von Jeff Beck, den Allmand Brothers„Terje Ryppdal –Waves, Soft Machine, Weather Report–Badira, Kraftwerke, Doors Softparade, Stones, Dance little sister, Alexis Korner- Evil hearted woman, Neil Young, when you dance, Baden Powell, Butterfield Blues Band, Rod Steward Gasoline Alley, J.J. Cale, Led Zep, Jonny Winters, King Biscuit Boys, ZZ-Top, Kevin Coyne, Paganini Violin, Bowie, Queen, Hey Joe–Super Fever Tree, Stanley Clark, David Bowie, Rory Gallagher, Frank Zappa, Kinks, Eno, Randy Newman, Elton John, T-Rex, Little Feat, Steely Dan, Doors, Bob Dylan, Howling Wolf,Bach,Mozart,Beethoven,Paganini,Grieg,Ravel, Beach Boys,und viele viele viel viele.......Andere .Pat Metheny, Chet Atkins,Steve Wilson,Bryan Ferry, Nguyen Le, lili Poe.
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Buch 2


31.Putin-Erdogan und Ignoranz Donald


Als der Sowjetunionzerfall zwischen dem 11. März 1990 und dem 25. Dezember 1991 vollendet war, ging ein junger Mann ein KGB Offizier in Petersburg spazieren. Denn Putin wurde im Januar 1990 in die UdSSR zurückbeordert. Wegen Personalüberkapazitäten beim Leningrader KGB ging er im Rang eines Offiziers der Reserve als Assistent des Rektors für internationale Fragen an die dortige Hochschule.


Sein früherer Professor, später Chef des Leningrader Stadtparlaments, Anatoli Sobtschak, engagierte Putin im selben Jahr als Berater. 1991 wurde der Rückkehrer zum Leiter des städtischen Komitees für Außenbeziehungen ernannt. 1992 erhielt er ein Amt als Vizebürgermeister in der Verwaltung des damaligen Sankt Petersburger Bürgermeisters Anatoli Sobtschak. Im selben Jahr ging das Stadtparlament ergebnislos Gerüchten nach, Putin habe Unregelmäßigkeiten bei der Erteilung von Exportlizenzen begangen.


Als der Zusammenbruch der Sowjetunion perfekt war,denn das war göttliche Planung, und wurde auch in vielen Prophezeiungen schon Jahrzehnte und länger erwähnt,denn Felix Goldlicht hatte, als er in Berlin lebte während der DDR Jahre also von der Mauer geteilt,auf dem Flohmarkt an der Straße des 17.Juni ein Rotes Buch-Das Buch der Prophezeiungen-gekauft, gebraucht, für 2 Mark,aus dem Jahr 1923, und darin las er folgendes: „In Polen wird jemand aus dem Volk kommen der mit der Hilfe des Papstes den Russischen Bären zerstören wird“ .Und das war der Solidarnosch Pole Walesa..Hurrah, prima„dachte sich damals Felix Goldlicht, in Berlin. Denn das war damals 1974-75 noch nicht passiert. Also der Zusammenbruch war perfekt und aus den annektierten Völkern wie Polen, U ngarn,Tschechoslowakei,Bulgarien,Mongolei,Kasachstan, Jugoslawien und viele andere Länder, die sich die Russen gekapert hatten,wurden wieder selbständige Nationen.Die Sowjet-Union-Sowjet heißt ja Mensch, Sowjet (russisch COBéT,Rat') war die Bezeichnung für bestimmte Verwaltungsorgane in der Sowjetunion. Ursprünglich waren Sowjets die aus den Revolutionen von 1905 und 1917 hervorgegangenen basisdemokratischen Arbeiter- und Soldatenräte, die jedoch schon bald nach der Oktoberrevolution 1917 von den Bolschewiki dominiert und entmachtet wurden. Die 1936 von Josef Stalin eingeführten und ebenso machtlosen parlamentarischen Führungsgremien wurden – trotz des Widerspruchs zur Grundidee des Rätesystems – ebenfalls Sowjets genannt, was ja falsch ist, aber Stalin hat ja Millionen Russen töten lassen, was macht da schon so eine klitzekleine weitere Lüge.


Mit dem Begriff die Sowjets wurden und werden auch allgemein die politische Führung oder die Bürger der Sowjetunion bezeichnet. Aber es sind immer Menschen-und keine Berufe oder Parteizugehörigen oder sonstwelcher blöden Bezeichnungen nach Partei Zugehörigkeiten. Als Geburtsstunde der Sowjets gilt der Arbeitskampf in der von einer jungen Textilindustrie geprägten russischen Stadt Iwanowo-Wosnessensk, in der 1904 etwa 40.000 Arbeiter für zehn Wochen, von Mai bis Juli, streikten. Zur Koordination und Verhandlungsführung wurde ein Deputiertenrat gegründet, der den Streik entscheidend prägte und ihm eine außergewöhnliche Geschlossenheit verlieh


Die Sowjet-Union war zerschmettert durch die Angstlosigkeit von Lech Walesa. Angstlosigkeit ist das was alles an Systemen und Glaubens Wirrnissen und diktatorischen Zwangsneurosen Wiederstand leisten kann, denn in der Angstlosigkeit liegt das Wesen Gottes das in jedem Menschen seinem Körper winkt und lächelt und hinter allen dummen Glaubensrichtungen die das reine saubere Sehen und Denken vernebeln, entfernt, und eben auch die faschistische Struktur der Sowjetunion zerbröseln ließ, und das war für Wladimir Wladimirowitsch Putin,ein psychologisches Horrorkabinett eine psychodynamische Wüsten Staubwolke von unermesslicher Schwächung seines Glaubens an die Weltmachtstärke der Sowjetunion also gekaperter große einverleibter großgefressener Ignoranz und Unwissenheit im großen Stil der Total Verblödung seiner selbst und der annektierten Völker und damit auch der Welt Werte Gemeinschaft aller Nationen auf der Erde.


Aus den KGB Offizier und Petersburger Junge war ein Häuflein neurosenhafter innerer Plänkeleien und selbstzweifelnden Strategien geworden die seinen Glauben zerschmettert hatte-was immer sehr gut ist-den Glaube zerschmettert zu habe-denn-der Glaube vernebelt die Wahrheit in jedem und vernebelt das Denken ist eine Denkblokade die zur Einsicht und inneren Freiheit und damit auch äußeren Freiheit führt.Nur Wahrheit macht frei und nicht Glaube.


Aber soweit würde der Wladimir Wladimirowitsch Putin erst Garnicht kommen. Denn er wollte das Alte das annektierte das betrügerische primitive dumme dumpfe wieder aufleben lassen alleine bloß wegen seines nun erlitten Zusammenbruches seiner geliehenen Wertschätzung seiner Selbst – eine Selbstwert Falschheit ersten Ranges die er Garnicht erkannte und auch nicht erkennen wird, da er die Sowjetunion diese militärische Ignoranz wieder aufleben lassen wollte aus der er Selbstbewusstsein schöpfte und glaubte sie daraus zu schöpfen-was eine Total Verblödung ist-ein Glaube das Falsche das Vergängliche also die Unwissenheit und die regiert nun in Russland über die Russen.


Und hier ist mal sein Langlauflebenslauf natürlich wieder mal vorgestellt von Edwin Wikipedia als Zitat Anfang:


Wladimir Wladimirowitsch Putin


Wladimir Wladimirowitsch Putin (russisch [image: ] wiss.


Transliteration Vladimir Vladimirovič Putin, Aussprache[image: ] 7. Oktober 1952 in Leningrad, Russische SFSR, Sowjetunion) ist ein russischer Politiker. Er ist seit dem 7. Mai 2012 in seiner dritten Amtszeit Präsident der Russischen Föderation; das Amt hatte er bereits von 2000 bis 2008 inne. Von August 1999 bis Mai 2000 – in dieser Zeit übernahm er ab 31. Dezember 1999 auch die Amtsgeschäfte des zurückgetretenen Präsidenten Jelzin – und erneut von Mai 2008 bis Mai 2012 war Putin Ministerpräsident Russlands.


Nach vorherrschender Einschätzung westlicher Politikwissenschaftler entwickelte sich Russland während Putins Präsidentschaft zunehmend in eine illiberale Richtung und entfernte sich von demokratischen Standards. Das von ihm gestaltete politische System, für das die russische Präsidialadministration den Begriff „gelenkte Demokratie“ verwendet, wird in der Fachliteratur oft als halbdemokratisch, halbautoritär oder auch als autoritär charakterisiert. Ein zentrales Merkmal ist die „Vertikale der Macht“, eine umfassende strikte Befehlskette, in die sich die staatlichen Organe einzuordnen haben. Dieses Herrschaftssystem wird von Kritikern als Putinismus bezeichnet.


Es gelang Putin, die eigenständige politische Macht einiger zuvor sehr einflussreicher Unternehmer („Oligarchien“) zu brechen. Diese Aktionen, ein wirtschaftlicher Aufschwung (Anstieg der Reallöhne um den Faktor 2,5 zwischen 1999 und 2008),seine Außenpolitik und seine Linie in der Terrorismusbekämpfung sorgten für eine schwankende, aber im Durchschnitt große Popularität bei der Bevölkerung Russlands. Eine wichtige Rolle spielte dabei die positive Darstellung seiner Politik in staatlichen und staatsnahen russischen Medien sowie die weitgehende Ausschaltung oppositioneller Medien.


Seit der Annexion der Krim im März 2014 gelten Russlands Beziehungen zum Westen als belastet. Ihm wird vorgeworfen, die europäische Friedensordnung zu verletzen. Im September 2015 sendete Putin Teile der russischen Luftwaffe zur Unterstützung des syrischen Präsidenten Assad nach Syrien.


Lebenslauf und politischer Aufstieg


Jugend und Familie


Marija Iwanowna Putina (geb. Schelomowa), Wladimir Putins Mutter


Die meisten Informationen über Wladimir Putins frühe Kindheit und Herkunft stammen aus Putins Autobiografie, deren Korrektheit auch was die Herkunft betrifft, teilweise bestritten wird.Gemäß der Autobiografie war Putins Vater Wladimir Spiridonowitsch Putin (23. Februar 1911 bis 2. August 1999), Fabrikarbeiter in einem Werk für Waggonbau und überzeugter Kommunist. Er war in die Marine eingezogen worden und kämpfte im Großen Vaterländischen Krieg. Die Mutter, Maria Iwanowna, war Fabrikarbeiterin. Sie gehörte zu jenen Leningraderinnen, welche die deutsche Belagerung der Stadt vom September 1941 bis Januar 1944 (Leningrader Blockade) überlebt hatten. Ihr zweiter Sohn starb in dieser Zeit an Diphtherie. Mitte 2013 berichtete Wladimir Putin im russischen Fernsehen, dass seine Mutter ihn als Kleinkind heimlich habe taufen lassen, ohne dem Vater, der Mitglied der Kommunistischen Partei war, davon etwas zu sagen. Wladimir war das dritte Kind der Familie. Zwei ältere, Mitte der 1930er Jahre zur Welt gekommenen Söhne starben im Kindesalter. Die Erziehung durch den Vater war streng, während die dem russisch-orthodoxen Glauben anhängende Mutter Milde walten ließ.


Die Arbeiterfamilie lebte in einer 20 m2 großen Leningrader Kommunalka; Bad und Küche mussten sie sich mit den Nachbarn teilen. Als Hofkind prügelte sich der junge Wladimir oft mit Gleichaltrigen. Die kommunistische Pionierorganisation nahm ihn darum erst später auf. Schon als Kind besaß Putin eine Armbanduhr und als Student, als unvorstellbaren Luxus, ein Auto, beides Geschenke der Eltern, „die ihr einziges überlebendes Kind vergötterten und bedingungslos verwöhnten“. Putin interessierte sich für Kampfsportarten und brachte es im Judosport bis zum Leningrader Stadtmeister. Putin beherrscht heute Kampfsportarten wie Boxen, Sambo und Judo (Träger des Schwarzen Gürtels). Auch als Präsident in seinem Kreml-Amtssitz trainierte er regelmäßig Judo. Ferner gehört Skifahren zu seinen sportlichen Vorlieben.


Wladimir Putin als Jugendlicher


Patriotische Spionagefilme wie Schild und Schwert (1968) weckten im jungen Putin den Berufswunsch einer Agententätigkeit. Als Schüler der neunten Klasse bewarb er sich nach eigenen Angaben in der Leningrader KGB-Zentrale um Aufnahme, erhielt aber den Rat, es zunächst mit einem Jurastudium zu versuchen.


Putin, der selbst fließend Deutsch spricht, war von 1983 bis 2013 mit der Deutschlehrerin Ljudmila Schkrebnewa verheiratet und hat zwei Töchter: Maria (* 1985 in Leningrad) und Jekaterina (* 1986 in Dresden). Die Töchter besuchten die Deutsche Schule in Moskau und studierten an der Staatlichen Universität Sankt Petersburg. Maria Putina lebte mit ihrem niederländischen Lebensgefährten in Voorschoten bei Leiden. Auf seiner jährlichen Pressekonferenz in Moskau sagte Putin, dass er stolz auf seine Töchter sei. Sie sprächen nicht nur drei Fremdsprachen, sie gebrauchten diese auch beruflich. Beide lebten in Russland und hätten an russischen Universitäten studiert. Entgegen früheren Berichten hätten beide „nie einen ständigen Wohnsitz im Ausland“ gehabt. Putins Mutter starb 1998, sein Vater am 2. August 1999, kurz vor der Ernennung Putins zum russischen Ministerpräsidenten.


Das Privatleben der Familie wird von der Öffentlichkeit abgeschirmt, um so erstaunlicher war die Bekanntgabe der Scheidung Putins von seiner Frau Ludmilla im Juni 2013. Die Töchter des Paares waren nie öffentlich vorgestellt worden. Nachdem das Paar seit Mai 2012 nicht mehr gemeinsam gesehen worden war, begründete es in einer gemäß Welt „unnatürlich wirkenden“ Bekanntgabe im Staatsfernsehen die Trennung damit, dass das Amt des Präsidenten die meiste Zeit beanspruche und der mit dem Amt verbundene öffentliche Lebensstil Frau Putin schwer falle. Putin nutzte die Gelegenheit, um zu betonen, dass seine Töchter in Russland ausgebildet worden waren und auch dort wohnten, wobei Ersteres die Deutsche Schule in Moskau umfasste und Zweiteres zeitweise fraglich war. Der Vollzug der Scheidung wurde im April 2014 öffentlich bestätigt.


Seit einem lebensbedrohlichen Brand in seiner Datscha Anfang der 1990er Jahre ist Putin Mitglied der russisch-orthodoxen Kirche. Er nahm auch am orthodoxen Weihnachtsfest 2006 an einem Gottesdienst im Kloster Neu-Jerusalem in Istra bei Moskau teil. Im Fernsehen wurde gezeigt, wie Putin sich bekreuzigte und eine Kerze für die Hilfesuchenden und notleidenden Menschen in aller Welt anzündete. Als inoffizieller Beichtvater Putins gilt Bischof Tichon.


Berufliche Karriere


Putin absolvierte zunächst ein Jura-Studium an der Universität Leningrad. Von 1975 bis 1982 war er KGB-Offizier in der ersten Hauptabteilung (Auslandsspionage). Zu seinen frühen KGB-Pflichten zählte auch das Unterdrücken von Dissidenten-Tätigkeiten in seiner Heimatstadt. 1984 bis 1985 besuchte er die KGB-Hochschule in Moskau. Putin war ab 1985 in der DDR in nachgeordneter Funktion tätig, hauptsächlich in Dresden, wo er seine Deutschkenntnisse vertiefte. Er avancierte vom Rang eines Hauptmanns zum Major. Seine Tätigkeit in der DDR umfasste Personalgewinnung, Ausbildung in Funkkommunikation und die Überwachung von Besuchergruppen des in Dresden ansässigen Kombinat Robotron. 1989 hatte Putin den Dienstgrad eines Oberstleutnants, was auf eine Dienststellung als stellvertretender Abteilungsleiter in der KGB-Residentur hindeutet. Nach Angaben der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der Deutschen Demokratischen Republik versuchte er im Jahre 1990, einen Spionagering aus ehemaligen Mitarbeitern des Ministeriums für Staatssicherheit aufzubauen. Da aber die von Putin ausgewählte Zentralfigur zum Verfassungsschutz überlief, flog der Ring bald auf.


Petersburger Jahre


Putin wurde im Januar 1990 in die UdSSR zurückbeordert. Wegen Personalüberkapazitäten beim Leningrader KGB ging er im Rang eines Offiziers der Reserve als Assistent des Rektors für internationale Fragen an die dortige Hochschule.


Sein früherer Professor, später Chef des Leningrader Stadtparlaments, Anatoli Sobtschak, engagierte Putin im selben Jahr als Berater. 1991 wurde der Rückkehrer zum Leiter des städtischen Komitees für Außenbeziehungen ernannt. 1992 erhielt er ein Amt als Vizebürgermeister in der Verwaltung des damaligen Sankt Petersburger Bürgermeisters Anatoli Sobtschak. Im selben Jahr ging das Stadtparlament ergebnislos Gerüchten nach, Putin habe Unregelmäßigkeiten bei der Erteilung von Exportlizenzen begangen. Im Mai 2015 entfernte Radio Liberty wegen Sicherheitsbedenken des Interviewpartners ein Gespräch von ihrer Homepage, in welchem ein konkreter Bestechungsfall beschrieben worden war. Die Zeitung Wedomosti griff die Aussagen im Juni nochmals auf und brachte Putin in Verbindung mit den Größen der russischen Mafia.


1994 stieg Putin zum ersten Vizebürgermeister von Petersburg auf, vertrat in dieser Funktion Sobtschak und organisierte 1995 vor Ort den Duma-Wahlkampf der Regierungspartei „Unser Haus Russland“. Dabei sorgte er im Februar 1994 beim Mathiae-Mahl in Hamburg für einen Skandal. Im Juni 1996 verlor Sobtschak seine angestrebte Wiederwahl als Stadtoberhaupt gegen Wladimir Anatoljewitsch Jakowlew. Putin trat daraufhin von seinen kommunalen Ämtern zurück. Er half in der Folge im örtlichen Wahlkampfstab von Boris Jelzin für die russischen Präsidentenwahlen mit.


Aufstieg in Moskau und Plagiatsvorwürfe


Im August 1996 bekam Putin den Posten als stellvertretender Leiter der Kreml-Liegenschaftsverwaltung. Im März 1997 arbeitete er als stellvertretender Kanzleileiter des Präsidenten Boris Jelzin. Im Mai 1998 rückte Putin zum stellvertretenden Chef der Präsidialverwaltung auf.


1997 ließ sich Putin mit einer Arbeit zur staatlichen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen an der renommierten staatlichen Bergbau-Hochschule St. Petersburg zum Doktor der Wirtschaftswissenschaften promovieren. Seine Doktorarbeit besteht nach Aussage des amerikanischen Ökonomen Clifford Gaddy in wesentlichen Teilen aus Abschriften und Abbildungsplagiaten der US-Ökonomen William King und David Cleland von der Universität Pittsburgh, von denen er außerdem in der Einleitung des zweiten Teils 16 Seiten aus Arbeiten des Jahres 1978 kopiert habe – falls die Arbeit von ihm stammt.


Vom 25. Juli 1998 bis August 1999 war er Direktor des Inlandsgeheimdienstes FSB, ab 26. März 1999 außerdem Sekretär des Sicherheitsrates der Russischen Föderation.


Erstmals mit der Regierung Primakow von September 1998 bis Mai 1999 kam das semipräsidentielle russische Verfassungsdesign zum Tragen; Primakow versuchte, eine faktische Koalitionsregierung zu bilden. Während dieser Zeit büßte die Präsidialadministration prompt ihre dominierende Rolle gegenüber dem Ministerkabinett ein. Primakow wurde ausgetauscht, um dem vom informellen Machtkartell der „Kremlfamilie“ ausgesuchten Nachfolgekandidaten Jelzins Platz zu machen. Insgesamt waren während der Jelzin-Jahre demokratische Grundlagen (gewaltenteilige Mechanismen, Meinungsfreiheit) erhalten geblieben. Politologen sprechen für diese Zeit von einer defekten Demokratie.


Erste Amtszeit als Ministerpräsident (1999–2000)


Als Wunschkandidat für seine eigene Nachfolge wurde Putin von Präsident Jelzin am 9. August 1999 zum Ministerpräsidenten ernannt. Die Duma bestätigte dies eine Woche später mit knapper Mehrheit. Nach einer Bombenexplosion in einem Einkaufszentrum in der Moskauer Innenstadt und einer Serie von nie aufgeklärten Bombenanschlägen auf Moskauer Wohnhäuser, welche tschetschenischen Terroristen angelastet wurden, überschritten auf Befehl Putins am 1. Oktober 1999 russische Armeeeinheiten die Grenze zum tschetschenischen Landesteil, in den Worten Putins „zur Bekämpfung von 2000 Terroristen“. Kurz zuvor waren tschetschenische und arabische Kämpfer in Dagestan eingefallen und hatten damit den sechswöchigen Dagestankrieg ausgelöst, nach dessen Abschluss der zweite Tschetschenienkrieg begann. Putin leitete als Politiker die militärischen Aktionen in Tschetschenien, erntete dafür gute Umfragewerte und ließ in der Folge die Macht der Moskauer Zentrale stärken. Die defekte Demokratie wurde zur gelenkten Demokratie.


Als Jelzin am 31. Dezember 1999 überraschend sein Amt niederlegte, übernahm Putin verfassungsgemäß auch die Amtsgeschäfte des Präsidenten der Russischen Föderation bis zur Wahl des Nachfolgers.


Am selben Tag gewährte Putin per Dekret Jelzin Straffreiheit für seine Handlungen während der Amtszeit sowie für künftiges Handeln und gewährte ihm und seiner Familie einige Privilegien. Vier Monate zuvor waren in westlichen Zeitungen Ermittlungen westlicher Behörden gegenüber der Jelzin-Familie wegen Geldwäscheverdachts publik geworden.


Am 10. Januar 2000 entließ Putin einige in Korruptionsverdacht geratene Kremlgrößen und nahm Umbesetzungen in der Regierung vor. Ende Januar kündigte er eine Anhebung der Militärausgaben um 50 Prozent an, wohl im Hinblick auf die Lage im Nordkaukasus.


Der Ministerpräsident hatte im Volk mit seinem harten Vorgehen in Tschetschenien große Sympathien errungen. Am 26. März 2000 fanden Präsidentschaftswahlen statt, die Putin im ersten Wahlgang mit 52,9 Prozent der Stimmen gewann. Nach Boris Jelzin wurde Putin der zweite nachsowjetische Präsident Russlands.


Erste Amtszeit als Präsident (2000–2004)


Nach Jahren der Skandale, erratischer Politikgestaltung und einem allgemeinen Gefühl nationaler Schwäche unter Präsident Jelzin erschien die Wahl Putins vielen Russen als Neubeginn in ihrer Nach-Sowjetära. Zugleich gab sich der innere Kreis um Jelzin der Hoffnung hin, eigene Machtpositionen und Privilegien zu behalten, da er Putin ausgewählt und unterstützt hatte. Eine radikale Kehrtwende in der Administration blieb tatsächlich im ersten Jahr auch aus. Einige Mitglieder der Nomenklatura aus der Jelzinzeit, wie Stabschef Alexander Woloschin und Ministerpräsident Michail Kassjanow, behielten Amt und Würde. Andererseits holte Putin Weggefährten aus seiner Petersburger Zeit in die Regierung und konnte auf die Unterstützung seines Kurses durch Kräfte in den Spitzen der Sicherheitsdienste (Silowiki) zählen.


Nach seiner Wahl leitete Putin Maßnahmen ein, um den Vorrang des Kremls in der Innenpolitik wiederherzustellen. Russlands 89 Föderativsubjekte (Republiken, Bezirke, Gebiete sowie Moskau und Sankt Petersburg, Näheres hier) hatten seit der Verfassung von 1993 eine zuvor ungekannte Autonomie gehabt. Sie ließ mancherorts – gerade in Tschetschenien, separatistische Bestrebungen reifen; einige regionale Gouverneure hatten ihre Handlungsspielräume für Selbstherrlichkeiten genutzt. Putin strebte nun eine, wie er sagte, Machtvertikale an; die Föderativsubjekte sollten wieder der Zentrale gehorchen. Bis im Jahr 2012 betrug auch der Anteil der Gemeinden, in welchen der Vorsteher nicht gewählt sondern ernannt wird, 85 Prozent.


Sein zweites Augenmerk galt den Oligarchen, der reich gewordenen Oberschicht. Im Wahlkampf hatten sie sich nach Putins Überzeugung durch finanzielle Unterstützung und Zulassen pro-westlicher regimekritischer Beiträge in ihnen gehörenden Medien unangemessen in die russische Politik eingemischt. Als ersten traf es Wladimir Gussinski, dessen Medienkonglomerat Media-MOST durch staatliche Eingriffe, Untersuchungen wegen Betrugs, Übernahme des regierungskritischen Privatsenders NTW durch den halbstaatlichen Gazprom-Konzern am 14. April 2001 sowie straf- und zivilrechtliche Gerichtsentscheidungen in wenigen Monaten zerschlagen wurde. Gussinski selbst zog es vor, nach Spanien ins Exil zu gehen. Der Oligarch Boris Abramowitsch Beresowski flüchtete aus Russland, als gegen ihn ein Untersuchungsverfahren eingeleitet wurde. Der ihm gehörende Fernsehsender ORT mit landesweiter Ausstrahlung geriet unter staatliche Kontrolle.


Präsident Putin knüpfte (anders als Jelzin) vielfach wieder an Russlands sowjetische Vergangenheit an. Er betonte, dass das kommunistische Regime trotz seiner Verbrechen ein wichtiger Bestandteil der russischen Geschichte sei und einen wichtigen Einfluss auf die moderne russische Gesellschaft gehabt habe. In der Folge wurden einige sowjetische Symbole in Russland eingeführt, darunter die rote Militärflagge mit dem Sowjetstern sowie die Melodie der sowjetischen Nationalhymne (der Text ist ein anderer).


Seine Partei „Einiges Russland“ erreichte bei der Parlamentswahl am 7. Dezember 2003 einen erdrutschartigen Sieg und wurde mit 37,1 Prozent der Stimmen stärkste Fraktion in der Duma. Mit diesem Wahlergebnis wurde Putin, dessen Regierung aus dem Einigen Russland, LDPR und Rodina bestand, massiv gestärkt. Die Wahl war nach Auffassung der OSZE korrekt abgelaufen, doch Staatsapparat und Massenmedien waren im Wahlkampf zur Unterstützung der Präsidentenpartei eingesetzt worden. Putins Beliebtheit in Russland wird oft mit der Erholung der russischen Wirtschaft nach dem Zusammenbruch in den Jahren 1998 und 1999 unter Jelzin erklärt.


Innerhalb des Kremls operierten nach Beobachtern zwei Gruppen. Eine rekrutierte sich aus eher nationalistisch gesinnten Elementen aus Militär-, Sicherheits- und Geheimdienstkreisen. Die andere, genannt die Familie, bestand aus Leuten, die dem früheren Präsidenten Boris Jelzin nahestanden bzw. den so genannten Oligarchen, die von Jelzins Amtszeit profitiert hatten. Die beiden Parteien waren oft gegensätzlicher Meinung, so auch bei der Verhaftung des russischen Ölmagnaten Michail Chodorkowski. Putin versuchte, zwischen den beiden Gruppen zu vermitteln. Als sein Stabschef Alexander Woloschin, welcher der Familie zugerechnet wird, aus Protest gegen die Verhaftung Chodorkowskis mit Rücktritt drohte, akzeptierte Putin seinen Rücktritt und ersetzte ihn durch Dmitri Medwedew, den Geschäftsführer des staatlichen Gaskonzerns Gazprom.


Am 24. Februar 2004, drei Wochen vor der Präsidentschaftswahl, entließ Putin Ministerpräsident Kasjanow samt dessen Kabinett und ernannte kommissarisch Wiktor Christenko zum Ministerpräsidenten. Eine Woche später, am 1. März, berief Putin Michail Fradkow in dieses Amt, was von der Duma bestätigt wurde.


Untergang der Kursk im August 2000


Am 12. August 2000 sank das Atomunterseeboot K-141 Kursk nach Explosionen auf einer Manöverfahrt. Den russischen Seestreitkräften gelang es nicht, die 23 überlebenden Seeleute zu retten. Die Marineführung verschleierte in ihren Mitteilungen die wahre Lage; erst nach vier Tagen hatte Putin erlaubt, angebotene ausländische Hilfe zu akzeptieren. Erst fünf Tage nach der Katastrophe während seines Urlaubs trat Präsident Putin vor die Fernsehkameras und räumte eine kritische, aber angeblich beherrschbare Situation ein. Einen Tag später brach er seinen Urlaub ab und kehrte in den Kreml zurück. Sicherheitsbedenken der russischen Marine und schlechte Kooperation der Behörden führten zu weiteren Verzögerungen. Am 21. August wurde die U-Boot-Besatzung von der Führung der Nordflotte für tot erklärt. Putin wurde während des Dramas insbesondere von Angehörigen der Teilnahmslosigkeit am Schicksal der Seeleute beschuldigt. Er sprach nach der Todesnachricht zu den Hinterbliebenen der Opfer im Hafen Widjajewo und stellte Entschädigungen in Aussicht. Den angebotenen Rücktritt des Verteidigungsministers und des Oberbefehlshabers lehnte Putin ab.


Tschetschenien-Konflikt


Seine erste Reise als amtierender Präsident machte Putin noch in der Silvesternacht 1999 in die Kaukasus-Republik Tschetschenien; er besuchte dort agierende Truppeneinheiten. Das russische Staatsfernsehen zeigte ihn beim symbolträchtigen Verteilen von Jagdmessern an Soldaten. Ihn trieb offenbar die Sorge, dass bei einer Unabhängigkeit Tschetscheniens die staatliche Einheit ganz Russlands in Gefahr geraten und ein Bürgerkrieg wie in Ex-Jugoslawien drohen könnte. Ein Loslösen der südlichen Teilrepubliken von der Russischen Föderation unter islamistischem Vorzeichen müsse verhindert werden. Feldzüge gegen die Terroristen in Tschetschenien müssten, wie Putin in seinem Buch „Aus erster Hand“ ausführt, auch wenn sie Opfer kosteten, als das kleinere Übel hingenommen werden. Per Dekret übernahm er am 8. Juni 2000 die Regierungsgewalt in dieser nach Unabhängigkeit strebenden Teilrepublik.


In einem Ukas erinnerte Putin seine Soldaten eindringlich an das international geltende Völkerrecht, wonach die Zivilbevölkerung in den Kampfgebieten stets zu schonen sei. Doch schon bald drangen in den Westen zahlreiche Berichte über ein gegenteiliges Vorgehen einzelner Armee- und Polizeiangehöriger. Die unabhängigen Berichterstatter durften seitdem das Kampfgebiet nur in Begleitung eines Vertreters der russischen Streitkräfte aufsuchen. Westliche Menschenrechtsgruppen sprachen von Vergewaltigungen und sexuellen Missbrauchshandlungen der „Soldateska“. Man gab den russischen Truppen die Mitschuld am Verschwinden von Menschen und willkürlichen Hinrichtungen. In vielen gemeldeten Fällen blieben die Ermittlungen gegen die Verantwortlichen aus. Die wenigen aufgenommenen Ermittlungen wurden nur halbherzig verfolgt oder umgehend eingestellt. Andererseits begingen auch die tschetschenischen Rebellen brutale Grausamkeiten und Terroranschläge. Neben den Sprengstoffanschlägen mit vielen Opfern unter der Zivilbevölkerung sind hier insbesondere die Geiselnahme von Budjonnowsk, die Geiselnahme von Beslan sowie die Geiselnahme im Moskauer Dubrowka-Theater hervorzuheben.


Wegen der Opfer in ihrer Armee tendierten im Sommer 2002 61 Prozent der Russen zu Verhandlungen mit den Tschetschenen. Diese Stimmung änderte sich abrupt (auch im Westen), als am 23. Oktober 2002 41 bewaffnete tschetschenische Terroristen Besucher der Musical-Aufführung „Nord-Ost“ in Moskau als Geiseln nahmen. Etwa 800 Menschen, darunter 75 Ausländer, durchlitten eine tagelange Ungewissheit. Die Eindringlinge unter ihrem Anführer Mowsar Barajew montierten Sprengsätze im Theater, und schwarz gekleidete Frauen eines angeblichen Bataillons „schwarzer Witwen“ mit angelegten Sprengstoffgürteln hielten die Besucher in Schach. Die Geiselnehmer verlangten den sofortigen Abzug der russischen Armee aus Tschetschenien. Putin war offenbar von Anfang an entschlossen, dieser Erpressung nicht nachzugeben.


(Hier kann man die Dummheit dieses Menschen Putin sehen,die lgnoranz,die Totalverblödung, den Tschetschenien gehört ja nicht den Russen, das ist ja eine Eigenständige Bevölkerung, aber dieser Sowjetzusammenbruch, hat diesen dummen, dummen dummen Menschen Putin, als Psychologischen Nichtselbstwert hinterlassen, und er erhofft sich wohl,Selbstbewusstsein durch Annektionen anderer Menschengruppen eben den Tschetschenen,fügte Felix Goldlicht hier hinzu am 25.3.17)


Vier Tage später wurde ein in seiner Zusammensetzung geheimes Betäubungsgas in das Gebäude geleitet und das Theater gestürmt. 129 Geiseln kamen bei der Aktion ums Leben. Die 41 Terroristen wurden von den russischen Eliteeinheiten getötet. Präsident Putin besuchte Überlebende im Krankenhaus und kündigte in einer Fernsehansprache den Tschetschenen Vergeltung an. Er setzte damit seine kompromisslose Linie in der Tschetschenienfrage fort. Putin installierte ferner den umstrittenen Achmat Kadyrow als Präsidenten Tschetscheniens. In den folgenden Jahren gelang es den russischen Truppen, die Kontrolle in Tschetschenien zu erlangen und bei diversen Sonderoperationen in ganz Russland die Drahtzieher und Anführer der Terroristen zu eliminieren.


Außenpolitik


In den Jahren seiner ersten Amtszeit hat Putin versucht, die Beziehungen zu den unmittelbar an Russland angrenzenden Staaten zu stärken. Akzeptiert hat er die Annäherung der baltischen Staaten an die NATO. Infolge des Näherrückens von EU und NATO intensivierte er insbesondere die Kontakte zu Weißrussland und der Ukraine als früheren Landesteilen der UdSSR.


Der Präsident überraschte viele Russen und sogar seinen eigenen Verteidigungsminister, als er nach den Anschlägen vom 11. September 2001 in den USA zustimmte, vor und während der US-geführten Angriffe auf das Taliban-Regime in Afghanistan Militärbasen in ehemaligen Sowjetrepubliken in Zentralasien zu benutzen.


Im Rahmen eines Staatsbesuches hielt Putin am 25. September 2001 eine Rede vor dem Deutschen Bundestag, welche er nach einer kurzen Einleitung auf Russisch zum größten Teil in deutscher Sprache fortsetzte.


Wahl und allgemeine Aspekte Putins zweiter Amtszeit als Präsident


Bei der Präsidentschaftswahl am 14. März 2004 gewann Putin mit 71 Prozent der Stimmen und ging so in eine zweite Amtszeit. Beobachter konnten keinerlei Unregelmäßigkeiten im Wahlablauf feststellen, kritisierten jedoch die starke Chancenungleichheit der Kandidaten infolge der vielfach staatlich kontrollierten Medien, die im Vorfeld für Putin geworben hatten.


Am 13. September 2004 legte Putin einen Plan vor, dass die (bislang direkt gewählten) Gouverneure künftig von ihm allein vorgeschlagen und von den regionalen Parlamenten bestätigt oder abgelehnt werden sollten. Am selben Tag unterstützte er einen Vorschlag der zentralen Wahlkommission, die gesamten Duma-Mandate künftig ausschließlich nach den Listen im Verhältniswahlrecht zu bestimmen. Beides ist inzwischen für die Zukunft so beschlossen worden und hat einen weiteren Machtzuwachs für Putin gebracht.


Zuvor war die Hälfte der Abgeordneten in Wahlkreisen direkt ins Parlament entsandt worden, dies führte dazu, dass einige Abgeordnete, deren Parteien an der Fünf-Prozent-Klausel scheiterten, den Einzug in die Duma schafften und dort eigene Meinungen einbringen konnten.


Im November 2004 unterzeichnete Putin das Kyoto-Protokoll zum Klimaschutz und schloss damit den Ratifizierungsprozess in Russland ab. Dadurch machte er den Weg für das Inkrafttreten des Abkommens Anfang 2005 frei.


Im Jahr 2007 hat Wladimir Putin das sogenannte Mutterschaftskapital zur Steigerung der Geburtenrate im Land eingeführt.


Ebenfalls im Jahr 2007 wurden 6 Institutionen eingeführt, welche in strategisch wichtigen Bereichen die Staatsaktivitäten bündelten. Diese Staatsholdings unterstehen keiner Behörde sondern allein dem Präsidenten. Darunter fallen die Nukleartechnologie bei Rosatom, die Entwicklungsbank VEB, der Immobilien-Reformfonds, Rusnano oder das Rüstungsgüter-Konglomerat Rostec, dazu Olimpstroi, die 2014 aufgelöste Staatsgesellschaft für


Bauten der Olympischen Winterspiele in Sotschi 2014.Die VEB spielte schon 2008/2009 eine wichtige Rolle zur Stabilisierung der Finanzkrise. Die Kritik an diesen durch Gesetz geschaffenen Staatskonglomeraten umfasst auch den Umstand, dass Staatseigentum oder Staatsmittel zur Gründung verwendet worden waren und so zu einer versteckten Privatisierung führten. Auch Ministerpräsident Medwedew äußerte sich kritisch zu intransparenten und ineffizienten Staatsholdings.


Nach der russischen Verfassung darf der Präsident nur zwei Amtszeiten von jeweils vier Jahren bekleiden. Neuer Präsident wurde der von Putin unterstützte bisherige Vize-Ministerpräsident Dmitri Medwedew, der die Präsidentschaftswahl am 2. März 2008 klar gewann. Anfang 2008 gab Putin bekannt, dass er im Fall des Wahlsieges Medwedews das Amt des Regierungschefs übernehmen werde. Mit der von ihm angeführten Partei „Einiges Russland“ erreichte Putin bei der Parlamentswahl am 2. Dezember 2007 eine Zweidrittelmehrheit in der Duma.


Politik im postsowjetischen Raum


Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 konnte Russland nicht an den Status einer Supermacht anknüpfen. In der von Wirren geprägten Amtszeit Jelzins erschien selbst der Erhalt des Status einer Großmacht fragwürdig.


Putin ist bestrebt, eben diesen Status Russlands als Großmacht zu erhalten beziehungsweise auszubauen. So beabsichtigt er, den russischen Einfluss in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion und den Staaten des ehemaligen Warschauer Pakts zu stabilisieren und zu verstärken. Gleichzeitig soll der zunehmende westliche, insbesondere US-amerikanische Einfluss in dieser Region eingedämmt oder zurückgedrängt werden. Er bezeichnet die Auflösung der Sowjetunion als die „größte geopolitische Katastrophe“ des Jahrhunderts.Anatolij Tschubais forderte im Jahr 2003 ein „liberales Imperium“, mit Rechtsstaat, Freiheit und Demokratie und einer eigenen Anziehungskraft für die durch den Zerfall der Sowjetunion verloren gegangenen Länder wieder in seinen Einflussbereich zu bringen. „Putin bietet heute ein anderes, nichtliberales Imperium an.“


Putin unterstützte bei der ukrainischen Präsidentschaftswahl im November 2004 offen den von ihm favorisierten Kandidaten Wiktor Janukowytsch. Janukowytsch befürwortete eine engere Anbindung der Ukraine an Russland anstatt nach Westen bzw. an die EU. Nach einer von Manipulationen beider Seiten überschatteten Wahl wurde Janukowytsch zunächst zum Sieger erklärt. Daraufhin kam es zu mehrwöchigen Protesten eines Teiles der ukrainischen Bevölkerung, welche – von westlichen Staaten, aber auch von der OSZE unterstützt, – Neuwahlen ohne Manipulationen forderten. Putin gratulierte Janukowytsch als erster Staatschef zum Sieg. Die offizielle Anerkennung des Wahlergebnisses durch den russischen Präsidenten sollte Zweifel an der Legitimität des Wahlergebnisses ausräumen. Das Oberste Gericht der Ukraine untersagte jedoch die offizielle Veröffentlichung des amtlichen Ergebnisses. Präsident Leonid Kutschma reiste nach Moskau, um sich mit Wladimir Putin zu treffen, der Kutschma in dessen Forderung unterstützte, die komplette Wahl zu wiederholen. Der westlich orientierte, aber vor den Wahlen durch eine Vergiftung angeschlagene Wiktor Juschtschenko wurde im Dezember 2004 gewählt. Auch wenn Putin in Folge bekräftigte, mit Juschtschenko zusammenarbeiten zu wollen, wurde die Niederlage des kremlnahen Kandidaten Janukowytsch als außenpolitische Niederlage Putins gewertet.


Zum 60. Geburtstag Putins im Jahr 2012 analysierte der Focus die Politik Putins in sechs Bereichen (Stabilität, Sowjetnostalgie, Modernisierung, starkes Russland, Oligarchen, Demokratie) und konstatiert: „Je länger Putin das Riesenreich mit Gewalt zusammenhält und auf Unterdrückung setzt, um so größer wird die Gefahr des Auseinanderbrechens.“


Politik gegenüber dem Westen


Am 25. April 2005 sorgte Putin für Irritationen im Westen und bei Verbündeten, als er in einer landesweit vom Fernsehen übertragenen Rede vor der Duma den Fall der Sowjetunion als „die größte geopolitische Katastrophe des Jahrhunderts“ bezeichnete. Zwar erklärte er später, diese Bemerkung habe als reine Verdeutlichung der aus diesem Ereignis entstandenen politischen und sozialen Folgen gedient und solle nicht als Nostalgie verstanden werden. Während der Krimkrise 2014 wurde diese Bemerkung von verschiedenen Medien erneut aufgegriffen, zum Beispiel vom amerikanischen „Wall Street Journal“: Er habe damit auch die Legalität des ukrainischen Votums von 1991 zur Unabhängigkeit in Frage gestellt.


Als erster russischer Präsident warb Putin am 6. Juli 2005 in einer offiziellen Ansprache auf Englisch per Video für Moskau als Austragungsort der Olympischen Spiele 2012.


Am 8. September 2005 wurde in Berlin in Anwesenheit der deutschen und russischen Regierungschefs eine Vereinbarung zum Bau einer Ostsee-Erdgaspipeline unterzeichnet. Unterzeichner der Vereinbarung waren BASF und E.ON, auf russischer Seite das Unternehmen Gazprom. Die Vereinbarung begründet eine Kooperation der drei Unternehmen zum Bau der North European Gas Pipeline, die vom russischen Ostseehafen Wyborg (bei St. Petersburg) bis zur deutschen Ostseeküste über eine Strecke von 1.200 km durch die Ostsee verlaufen soll. Putins enger persönlicher Freund Gerhard Schröder, der zum Zeitpunkt der Ankündigung noch deutscher Bundeskanzler war, sollte den Aufsichtsratsvorsitz des Konsortiums für die Gaspipeline übernehmen, was Kritik seitens der Opposition auslöste.


Die im März 2005 angekündigte Angleichung der Gaspreise für die Ukraine an das europäische Niveau wurde von westlichen Medien zur Zeit des im Dezember 2005 ausgebrochenen russisch-ukrainischen Gasstreits verbreitet als Reaktion Putins auf die politische Entwicklung des Nachbarlandes gewertet. Später betrieb Moskau jedoch auch bei verbündeten Staaten wie Weißrussland Preisanpassungen.


Am 17. November 2005 eröffnete Putin zusammen mit dem türkischen Ministerpräsidenten Recep Tayyip Erdoğan und dem italienischen Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi in Samsun (Türkei) die russisch-türkische Erdgaspipeline Blue Stream.


Putin baut den Weltmachtanspruch Russlands weiter aus und nutzt dabei die Energienachfrage in Europa. Am 21. Oktober 2006 versicherte Putin den 25 EU-Staats- und Regierungschefs beim Gipfel im finnischen Lahti zwar, Russland sei offen für eine EnergiePartnerschaft mit der Europäischen Union, lehnte aber die vom Westen gewünschte Unterzeichnung der Energiecharta ab, nach der Russland die Kontrolle über sein Pipelinesystem an die Europäer abtreten müsste.


In seiner Rede an der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2007 formulierte Putin scharfe Ablehnung gegenüber dem Westen, als von diesem Partnerschaft erwartet worden war aufgrund der Teilhabe Russlands an internationalen Institutionen. „Zurück zum kalten Krieg?“, titelte daraufhin die BBC um den Eindruck vieler zu beschreiben.Im August 2007 flogen nach einem Unterbruch von 15 Jahren wieder russische Bomber in Richtung Großbritannien und USA, um deren Reaktionszeiten der Luftverteidigung zu testen.


Zweite Amtszeit als Ministerpräsident (2008–2012)


Am 15. April 2008 wurde Putin zum Vorsitzenden der ihn unterstützenden Partei Einiges Russland gewählt, ohne selbst Mitglied der Partei zu sein. Am 7. Mai 2008 wurde Putin durch seinen Freund, früheren Kollegen in der Stadtverwaltung und ehemaligen Gazprom-Aufsichtsratschef Dmitri Medwedew im Amt des russischen Präsidenten abgelöst. Einen Tag nach der Inauguration Medwedews wurde Putin durch die Staatsduma auf Vorschlag des neuen Präsidenten hin mit 87,1 Prozent der Stimmen zum neuen Regierungschef gewählt. Dieses Amt war zuvor von ihm selbst aufgewertet worden, unter anderem hatte er nun die Kontrolle über die Gouverneure inne. Somit fiel die Machtverteilung zwischen Präsidenten und Ministerpräsidenten auch auf Grund der Stärkung des letzteren durch den Vorsitz in der Regierungspartei für Putin günstig aus.


Am 24. September 2011 kündigte Putin bei einem Parteitag von Einiges Russland an, 2012 wieder als Staatspräsident zu kandidieren. Zuvor hatte der bisherige Präsident Medwedew ihn für diese Wahl vorgeschlagen. Der Parteikongress nahm den Vorschlag mit großer Mehrheit an.


Dritte Amtszeit als Präsident (seit 7. Mai 2012)


Wahl und Verlängerung der Amtszeit


Die Präsidentschaftswahl am 4. März 2012 gewann Putin im ersten Wahlgang. Die Amtsübernahme erfolgte am 7. Mai 2012. Die Amtszeit des russischen Präsidenten war bereits 2010 für den dann zukünftigen Präsidenten auf 6 Jahre verlängert worden, die nächsten Präsidentschaftswahlen werden also erst 2018 stattfinden.


(Die er dann auch gewann, fügte Felix Goldlicht hier hinzu am 9.6.2018)


Nach der Wahl und auch am Vortag der Amtseinführung fanden in Moskau Massenkundgebungen gegen Putin statt.


Über die folgenden Jahre wurden im Rahmen der „gelenkten Demokratie“ künstliche Parteien und (Jugend-) Bewegungen zur Unterstützung Putins kreiert. 2015 wurde in Moskau organisiert gegen den Maidan, den Regierungswechsel in der Ukraine demonstriert; eine mögliche Demokratisierung der Ukraine wäre nach Ansicht vieler Beobachter eine Gefahr für das System Putin, dies wäre demnach der Hauptgrund für die Destabilisierung der Ukraine durch Russland. Die Hetze gegen Oppositionelle wurde in den Staatsmedien geschürt, Andersdenkende wurden als Vaterlandsverräter angeprangert und systematisch verleumdet. Währenddessen verblieb mit der Kommunalpolitik ein einziger Bereich, in welchem die Opposition nicht komplett verdrängt war.


Nach vielen Jahren glänzender Zahlen konterte Putin in der jährlichen Sendung Direkter Draht 2015 Fragen mit „Durchhalteparolen, selektiven Statistiken und Tiraden gegen den Westen“. Er erwähnte Experten, welche den Tiefpunkt der Krise mit einer Inflation von 11,4 Prozent schon überstanden zu haben glaubten. Im April entließ Putin wegen steigender Preise den Landwirtschaftsminister Nikolai Fjodorow, welcher die Aufgabe gehabt hätte, die russischen Einfuhrsanktionen gegen den Westen in einen Vorteil für die russische Landwirtschaft zu verwandeln. Im Mai 2015 fand noch rund ein Viertel der Russen, dass sich positive Veränderungen ereignet hatten. Die Bereitschaft, die Einschränkungen wegen eines „äußeren Feindes“ zu akzeptieren, sank.


Im Sommer 2015 nahm Putin personelle Korrekturen vor, mit denen er sich gemäß Leonid Berschidski, dem vormaligen ersten Chefredaktor von Wedomosti, “von der geschaffenen Oligarchie“ zu distanzieren suchte. Die Prioritäten zwischen Putin und dessen Mitstreitern deckten sich nach der Annexion der Krim und der gesuchten neuen globalen Rolle nicht mehr, schrieb eine Direktorin der Moskauer Carnegie Stiftung. Mit Wladimir Jakunin ging überraschend ein enger Vertrauter Putins aus einem Staatsamt ab. Im August 2016 wechselte Putins Präsidialamtschef Sergei Iwanow auf eine weit weniger einflussreiche Position als Sonderbeauftragter für Naturschutz und Transport. Auf weitere ranghohe Posten rückten jüngere Vertreter russischer Geheimdienste nach. Die Macht verschob sich damit von der Bürokratie zum Präsidenten. Im Sommer 2016 wurden vier regionale Gouverneure, vier Distriktvorstände und ein Direktor einer Zollbehörde ersetzt. Zu einer weiteren Umverteilung der Macht hin zum Präsidenten hatte auch die Schaffung der Nationalgarde im April 2016 bei getragen, gemäß Gleb Pawlowski eine “Machtdemonstration“. Auf Wedomosti wurde die Schaffung der Nationalgarde als Reaktion auf die Erkennung eines neuen “inneren Feindes“ erklärt.


Außenpolitik


Schon im April 2013 hatte der Russland-Korrespondent der Zeitung DIE ZEIT geschrieben: „Mit dem Westen hat Russland also vorerst abgeschlossen. Die Politik einer Annäherung an Europa, die in den neunziger Jahren in West und Ost – wenn auch halbherzig – noch verfolgt wurde, ist längst vergessen.“ Gemäß der Analyse einer ZEIT-Autorengruppe im November 2014 wolle Putin die gesamte Macht- bzw. Einflusssphäre Russlands ausbauen.


Ab November 2013 erhöhten die Ereignisse auf dem Euromaidan in der Ukraine die Spannungen mit dem Westen, gefolgt von der Krimkrise sowie dem nachfolgenden Krieg in der Ukraine seit 2014. Angela Merkel sprach von Kräften, die „die Stärke des Rechts missachten“, und nannte die „völkerrechtswidrige Annexion“ der Krim „altes Denken in Einflusssphären, womit internationales Recht mit Füßen getreten wird“. Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg gliederte sich mit Russland unter Putin im Jahre 2014 ein „europäischer Staat völkerrechtswidrig das Gebiet eines souveränen Nachbarstaates ein“.


(Damit gehört Putin dann auch zu den GlobalVerrückten lachte Felix Goldlicht herzlich,aber lokker winkend,dem Putin zu)


Auch aufgrund der daraufhin verhängten Sanktionen gegen Russland war Ende 2014 der Kurs des Rubel drastisch gesunken, wofür Putin neben dem gefallenen Ölpreis das Ausland verantwortlich machte. Anlässlich seiner Jahrespressekonferenz 2014 machte er dem Westen zahlreiche Vorwürfe, ebenso bei einer großen Veranstaltung am Jahresende 2014.


Unter Putins Führung unterstützt der Kreml rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien in Ländern West- und Osteuropas. Im September 2014 gewährte eine russische Bank, die einem Vertrauten Putins gehört, dem Front National einen Kredit von 9,4 Millionen Euro.Der Kreml hatte schon im März 2014 sechs Tage vor dem Krim-Referendum um Unterstützung durch den Front National gebeten und eine finanzielle Vergütung in Aussicht gestellt. Putin hatte Marine Le Pen und andere Vertreter rechter europäischer Parteien nach Moskau eingeladen, um von dort aus das Krim-Referendum zu beobachten. Der Front National, die österreichische FPÖ und die britische UKIP bezeichneten die Annexion der Krim durch Russland als legitim. Im März 2015 haben sich auf Einladung der Putin nahestehenden Partei Rodina Vertreter der griechischen Chrysi Avgi, der British National Party und der deutschen NPD in Russland getroffen, um den Erhalt „traditioneller Werte“ wie Familie und Christentum zu besprechen. Darüber hinaus unterhält der Kreml Kontakte zur Jobbik-Partei in Ungarn, der Slowakischen Nationalpartei und der Ataka in Bulgarien. Durch die Unterstützung rechtsextremer Kräfte in EU-Staaten soll die Europäische Union geschwächt werden, der Putin die „eurasische Union“ unter der Führung Russlands entgegensetzen möchte. Antiamerikanismus und eine ablehnende Haltung gegenüber der Europäischen Union und ihren Werten haben Putin und die Vertreter rechter Parteien gemeinsam. Auf Zustimmung in rechtspopulistischen Kreisen trifft auch Putins kultureller Konservatismus, der sich beispielsweise in der Verabschiedung von Gesetzen gegen „homosexuelle Propaganda“ äußert. Le Pen lobte Putin dafür, dass er sich nicht der „internationalen Homo-Lobby“ unterwerfe, und bezeichnete Putin als Verteidiger des „christlichen Erbes der europäischen Zivilisation“.


Am 5. November 2014 verteidigte Putin vor jungen Wissenschaftlern und Geschichtslehrern den Hitler-Stalin-Pakt und kritisierte Polen. In einer Pressekonferenz im Mai 2015 wiederholte Putin seine Interpretation.


Dem Historiker Timothy Snyder zufolge zielen Putins geschichtliche Erklärungen auf die Spaltung Europas.


Ab September 2015 erfolgte die Unterstützung des syrischen Präsidenten Assad als „einzigem wahren Bekämpfer des Terrorismus des ISIS“ durch die russische Luftwaffe. Die militärische Kampagne wurde gleichzeitig als Versuch gesehen, sich aus der internationalen Isolation aufgrund der Aggression in der Ukraine zu befreien. Als Leitfaden solcher Aktivität wurde die Angst Putins davor genannt, das gleiche Schicksal wie andere gestürzte Präsidenten zu erleiden.


Wirtschaft


Seit 2011 ging die Wirtschaftsleistung in Russland zurück. Im Zuge der Sanktionen und Gegensanktionen im Rahmen des von Russland alimentierten Krieges in der Ukraine sank das Bruttoinlandsprodukt, während die Jahresteuerung im Jahr 2015 in mehreren Monaten (im Jahresvergleich) jeweils Werte um die 16 Prozent erreichte. Die russischen Renten verloren im Monat Juli 2015 real vier Prozent des Werts.


Nach der Verschlechterung der Beziehungen zum Westen ging Russland im Mai 2014 einen langfristigen Liefervertrag mit China ein, bei dem das Staatsunternehmen Gazprom für 30 Jahre Erdgas an die Volksrepublik China liefern soll. Durch die Abwertung des Rubels im Herbst 2014 stellte sich heraus, dass die notwendigen Investitionen zur Vertragserfüllung die Marktkapitalisierung des Staatskonzerns um das Doppelte übersteigen könnten.Weitere Verträge mit China betrafen den Verkauf von hundert Superjet 100 durch Russland sowie den Bau der Hochgeschwindigkeitsbahn zwischen Moskau und Kasan durch China. Innerstaatliche Entwicklungen unter Putin – Abkehr vom Modell westlicher Demokratie


Nach vorherrschender Einschätzung westlicher Politikwissenschaftler wurden demokratische Defizite Russlands während Putins ersten beiden Amtszeiten zu einer „gelenkten Demokratie“ mit zunehmend autoritären Zügen ausgebaut, welche einerseits während der ersten Regierungszeit Stabilität, andererseits eine deutliche Entdemokratisierung des politischen Systems Russlands mit sich brachte. Nach Angaben der staatlichen russischen Statistikbehörde erlebte Russlands Wirtschaft währenddessen einen Aufschwung. Dieser war jedoch zu großen Teilen auf gestiegene Weltmarktpreise für stark von Russland exportierte Rohstoffe (insbesondere Erdöl) zurückzuführen.


Protest in Moskau gegen Putins Vorgehen auf der Krim (2014)


Der Rückbau demokratischer Entwicklungen begann mit der Übernahme der Kontrolle über die Fernsehsender und setzte sich mit einer Ausweitung des Einflussbereichs des Kremls über Printmedien fort. Parallel dazu wurden die Regionen gegenüber der Zentrale in Moskau geschwächt, indem sie unter Aufsicht der Föderationskreise gestellt wurden, deren Spitzen Putin vornehmlich mit ehemaligen Geheimdienst- und Militäroffizieren besetzte. Ab 2004 wurden additiv auch die Gouverneure vom Staatspräsidenten direkt ernannt, was auch Auswirkungen auf dessen Durchsetzungsvermögen im russischen Oberhaus und damit dem Gesamtparlament hat. Die Teilnahme dem Kreml missliebiger politischer Parteien und unabhängiger Kandidaten an Wahlen wird beschränkt.


In ihrem Buch In Putins Russland (2005) schildert Anna Politkowskaja die russische Demokratie unter Putin als „Konglomerat aus mafiosen Unternehmern, den Rechtsschutzorganen, der Justiz und der Staatsmacht.“ In einer Rezension der Süddeutschen Zeitung zu ihrem Buch werden „die Stärkung der Geheimdienste, die Verfilzung von organisierten Verbrechen, Polizei und Justiz, die staatliche Duldung rassistischer und neofaschistischer Organisationen, die brutalen und korrupten Verhältnisse in der Armee“ genannt. Dies soll laut Politkowskaja zwar nicht das System Putin analysieren, beschreibt aber Entwicklungen in Russland, die Anlass zu Besorgnis geben.


(Es ist also das menschlich allzu menschliche, also der SeinsZustand des RaubMenschen mit seiner großen Ignoranz und inneren Dumpfheit,das typische von MachtMenschen also diejenigen die noch Raubtiere geblieben sind und sein wollen,anstatt, RechtMenschen,die schon mehr Entraubte Menschen sein wollen,Betonung liegt auf „sein wollen“,überall auf der Erde,lachte Felix GoldLicht zünftig und mit der Musik von Hans Reichelt's Wichlinghauser Blues.9.6.18)


Der Dokumentationsfilm Putins Russland liefert anhand verschiedener Interviews eine Analyse über Putin und sein System. Kernthese des Films ist, dass mit Putin letztlich der KGB die Herrschaft in Russland übernahm. Dadurch würden auch die Methoden und Ziele des KGB wieder tonangebend, was Kontrolle aller Lebensbereiche sowie Weltmachtstreben bedeutet.


Im März 2009 griff Michail Gorbatschow, der frühere Generalsekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU), die Partei Einiges Russland und ihren Vorsitzenden Wladimir Putin ungewöhnlich scharf an. Putins Partei bestehe laut Gorbatschow aus „Bürokraten und der schlimmsten Version der KPdSU“. Außerdem äußerte er, dass in Russland weder Parlament noch Justiz richtig frei seien.


Am 10. März 2010 begann die russische Opposition eine Kampagne unter dem Titel „Putin muss gehen“. Bis zum 4. Februar 2011 haben um die 75.000 Bürger Russlands den Appell unterzeichnet.


In einem Interview zwischen Gorbatschow und dem Radiosender Echo Moskwy Ende Dezember 2011 kam es erneut zu kritischen Äußerungen über Putin. „Zwei Amtszeiten als Präsident, eine Amtszeit als Regierungschef – das sind im Grunde drei Amtszeiten, das reicht nun wirklich“, sagte Gorbatschow und meinte ferner: „Ich würde Wladimir Wladimirowitsch raten, sofort zu gehen“. Putins Pressesprecher Dmitri Peskow kommentierte Gorbatschows Äußerungen mit den Worten: „Ein ehemaliges Staatsoberhaupt, das seinem Land im Grunde den Zerfall brachte, gibt einem Menschen Ratschläge, der Russland vor einem ähnlichen Schicksal bewahren konnte“. Insbesondere im Internet wird Kritik vorgebracht, obwohl die Regierungspartei Putins auch Blogger bezahlt haben soll. Die Jugendorganisation seiner Partei soll ein ganzes „Netzwerk“ an Bloggern finanziert haben.


Putin bezeichnete selber Gorbatschow, der die Sowjetunion aufgelöst hatte, als die schwächste Figur der russischen Geschichte, zusammen mit Nikolaus dem Zweiten. Nach Simon Sebag Montefiore sei der reaktionäre Zar Alexander der Dritte Putins Lieblingszar, von welchem er den Satz zitiere „Ich brauche bloss zwei Verbündete, die Armee und meine Marine“. Am 4. September 2013 bezeichnete Putin seine politische Gesinnung selber als „Pragmatiker mit Neigung zum Konservatismus“. Es entstand in Russland im Frühjahr 2014 ein politischer Diskurs um den Begriff geistig-moralische „Zivilisation“; die Bezeichnung der neuen Nationalen Idee: „Ideologie der russischen Zivilisation“. Das Objekt dieser Idee ist die „Russische Welt“, definiert über die Bürger Russlands hinaus als „alle russischen und russischsprachigen Menschen unabhängig von ihrem Wohnort und der Staatsbürgerschaft“. Der Raum umfasst alle „mit Russland verbündeten Länder, deren Bürger die zivilisatorischen Ziele und Werte Russlands und der Russen teilen sowie Russisch sprechen wollen und die russische Kultur erlernen wollen.“


Die US-amerikanische und die britische Regierung führten schon im März 2014 auf, was aus ihrer Sicht an Putins Aussagen nicht stimme. Die Bundesregierung wies Putins Vergleich zwischen den Ereignissen auf der Krim und der deutschen Wiedervereinigung zurück.


Viele Vergleiche wurden auch mit den 1930er bis zu den 1980er Jahren angestellt, und dies nicht nur im Westen in Bezug auf die Annexion der Krim in Zusammenhang mit der Appeasement-Politik vor dem Zweiten Weltkrieg: In Russland selbst wurde Putin mit Stalin verglichen, dies sowohl von Gegnern als auch von Anhängern Putins. Die Propaganda Russlands im Jahr 2014 wurde als schlimmer wahrgenommen als zu Sowjetzeiten.


Gerade die russischen Demokratiedefizite befeuerten Spekulationen während einer kompletten Absenz Putins in der Öffentlichkeit von 10 Tagen im März 2015. Auch eine Steuerung der Aufmerksamkeit der Medien wurde als Grund genannt; „Verschwörungstheorien sind in Russland zum Instrument der Machthaber geworden“.


Im Dezember 2015 unterschrieb Putin ein Gesetz, wonach das russische Verfassungsgericht auf Antrag der Regierung Urteile internationaler Gerichte außer Kraft setzen kann. Betroffen sein könnten Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR), aber auch das Yukos-Schiedsverfahren.


Beschränkung der Pressefreiheit unter Putin


Reporter ohne Grenzen warf der russischen Regierung unter Putin schon 2005 substantielle Einschränkungen der Pressefreiheit vor; die Arbeitsbedingungen für russische Journalisten verschlechterten sich alarmierend. Gewalt sei die „ernsteste Bedrohung der Pressefreiheit“. Den Angaben der Organisation zufolge wird das russische Fernsehen durch regierungsnahe Gruppen kontrolliert und stark zensiert. Auch etliche unabhängige Zeitungen seien 2005 durch hohe Geldstrafen zur Aufgabe gezwungen worden. Durch die Vergabe von staatlichen Aufträgen für Anzeigen würden Zeitungen, die den Krieg in Tschetschenien thematisierten, faktisch erpresst. Die Arbeitserlaubnis von amerikanischen ABC-Journalisten sei nicht erneuert worden, nachdem der Sender ein Interview mit dem tschetschenischen Rebellenführer Schamil Bassajew ausstrahlte. In Saratow sei der Journalist Edward Abrosimow wegen Verleumdung zu sieben Monaten Zwangsarbeit verurteilt worden. Im August sei der stellvertretende Chefredakteur der Wochenzeitung Odinzowskaja Nedelja wegen Verleumdung zu vier Jahren Zwangsarbeit verurteilt worden. Er kam auf freien Fuß, nachdem internationale Menschenrechtsorganisationen protestierten. Insgesamt lägen die russischen Pressegesetze sehr weit unter europäischem Standard.


Die schon unter Putins Amtsvorgänger Jelzin zu beobachtende Gewalt gegen Journalisten konnte auch unter Putin nicht eingedämmt werden. Während seiner Präsidentschaft wurden bis 2006 insgesamt 13 Journalisten ermordet.ln keinem der Fälle kam es zu einer Verurteilung der Täter, so ein Bericht des Committee to Protect Journalists. Erst die Ermordung der regierungskritischen Journalistin Anna Politkowskaja am 7. Oktober 2006 brachte das Thema Pressefreiheit in Russland in die Schlagzeilen westlicher Medien. In einem offenen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel, veröffentlicht in der Wochenzeitung Die Zeit, fragte die russische Journalistin Jelena Tregubowa, wie die Ermordung Zufall gewesen sein kann, „wenn Putin vom ersten Tag seiner Präsidentschaft an die freie Presse und Opposition planmäßig vernichtet (und) konsequent alle unabhängigen oppositionellen Fernsehsender in Russland liquidiert (hat): NTW, TV-6, TWS.“


Der Ausbau der staatlichen Kontrolle über die Presse war nach der Gründung von Rossija Sewodnja im Dezember 2013 fortgesetzt worden. Auch im Jahr 2014 verloren unabhängige Medien unter staatlichem Druck sowohl Personal als auch Reichweite: Bei Lenta.ru verloren die Chefredakteurin und 39 weitere Journalisten und Bildredakteure den Job, die Sendung „Die Woche“ der Moderatorin Marianna Maximowskaja auf Ren TV wurde abgesetzt, während Doschd den Zugang zu den Kabelnetzen verlor. Ab 2016 durfte die ausländische Beteiligung an einem relevanten Medienunternehmen noch maximal 20 Prozent betragen.


Organisationen, gegründet zur Unterstützung von Wladimir Putin


Partei Einiges Russland (Vereintes Russland)


Einiges Russland ist die stärkste politische Partei Russlands und besitzt deshalb die meisten Sitze in der Duma. Bei den letzten Präsidentschaftswahlen unterstützte die Partei die Kandidatur von Wladimir Putin. Die Partei entstand im 1. Dezember 2001 als Zusammenschluss der Fraktionen „Einheit“ und „Vaterland – ganzes Russland“. Zum Zeitpunkt ihrer Gründung 1999 unterstützte die Fraktion „Einheit“ ebenfalls Vladimir Putin in seinen ersten Präsidentschaftswahlen. Die Fraktion „Vaterland – ganzes Russland“ (1998), die ebenfalls von den Regierungsvertretern angeführt wurde, stellte eine Opposition zur „Einheit“ bei den Wahlen in der Duma dar. Im Jahr 2000 entschied sie sich aber ebenfalls, die Kandidatur von Wladimir Putin als Präsident zu unterstützen.


Partei Rodina


Die 2003 „in der Kreml-Retorte gezüchtete“ moderat nationalistische Partei Rodina („Heimat“) sollte den nationalistischen Parteien die Wähler abgraben. 2006 wurde sie mit zwei anderen Parteien zu Gerechtes Russland vereint. Nachdem Gerechtes Russland ein eigenes Profil entwickelt hatte, wurde Rodina 2012 wieder neu gegründet, wieder am rechten Rand.


Naschi


Die von Kritikern „Putin-Jugend“ genannte Jugendorganisation Junge Garde, Naschi, war gegründet worden, um ein Übergreifen der Farbenrevolutionen in der Ukraine auf Russland zu verhindern. Sie spielte auch eine Rolle während der Proteste nach den Wahlen 2011.[138] Eine Aktivität ist die Hetze gegen „Feinde des Volkes“. Isborsk-Klub


Mit Unterstützung des Kreml wurde der Isborsk-Klub gegründet, Urheber des Konzept des „Fünften Imperiums“. Ein ständiges Mitglied ist der Putin-Berater Sergei Glasjew, ein anderes Mitglied ist der Politiker der extremen Rechten Alexander Dugin.


Gesamtrussische Nationale Front


Die Gesamtrussische Nationale Front oder Volksfront für Russland ist eine Art Dachorganisation ähnlich der Nationalen Front der DDR, welche bis zu 2000 Organisationen umfasst, die als „Hauptanforderung den sozial-wirtschaftlichen und politischen Kurs des Staatschefs“ teilen.


Privatvermögen


„Wenn es um sein eigenes Geld geht, schlüpft Putin gerne in verschiedene Rollen“, schrieb die Weltwoche im Januar 2015; „mal wird er lyrisch, mal vulgär und manchmal gibt er die erstaunte Unschuld.“


Offizielle Angaben


In seiner Vermögensfeststellung gab Putin 2007 an, dass ihm unter anderem zwei alte Autos aus den 1960er Jahren, Barvermögen in Höhe von 150.000 US-Dollar, eine kleine Wohnung sowie ein Stück Land gehören. 2013 betrug sein jährliches Einkommen als Präsident 3.672.208 Rubel. Putin deklarierte für das Jahr 2012 ein Jahreseinkommen von 5,79 Millionen Rubel, was umgerechnet etwa 142.500 Euro entspricht.


Schätzungen


Am 12. November 2007 behauptete der dem Exil-Oligarchen Boris Beresowski nahestehende Politologe Stanislaw Belkowski in einem Interview mit der Tageszeitung Die Welt, dass sich Putins Vermögen auf ca. 40 Milliarden US-Dollar belaufe, vorwiegend in Form von Aktien. Dies setze sich nach Belkowskis Angaben aus 37 Prozent der Aktien von Surgutneftegas (geschätzter Marktwert Ende 2007 20 Milliarden US-Dollar), 4,5 Prozent der Aktien von Gazprom sowie 50 Prozent über seinen Vertreter Gennadi Timtschenko an der Erdölhandelsfirma Gunvor zusammen. Die Sunday Times nannte 2014 als Extrem einen Betrag von 130 Milliarden Dollar, der langjährige Russland-Investor Bill Browder im 2015 eine Summe von bis zu 200 Milliarden Dollar für Aktienpakete, Konten und Industriebeteiligungen. „Die Herausforderung besteht darin, dass es nicht einfach ist, eine Linie zu ziehen zwischen dem, was er tatsächlich selber besitzt, und dem, was er nur kontrolliert“, zitiert die Weltwoche. Eine „komplette Verschmelzung des staatlichen Sektors mit privaten Geschäftsinteressen“ sieht Wladislaw Inosemzew im Umfeld Putins.


Im Zusammenhang mit Unregelmäßigkeiten beim Kauf von Aktien der Bank Rossija in den 1990er-Jahren und dem Bau von „Putins Palast“ befürchtet Sergei Kolesnikow gar, die Politik Putins müsse noch mehr der Vertuschung der wahren Umstände dienen.In ihrem 2014 erschienenen Buch Putin's Kleptocracy: Who Owns Russia? schätzte Karen Dawisha das Privatvermögen von Putin auf 40 Milliarden US-Dollar. Von den 50 Milliarden US-Dollar, die in die Ausrichtung der Olympischen Winterspiele 2014 investiert worden sind, sollen laut Dawisha mehr als die Hälfte in das persönliche Umfeld von Putin geflossen sein. Oppositionsaktivisten, angeführt von Boris Nemzow, wiesen 2012 anhand von Videos und Fotos darauf hin, dass Putin eine Sammlung von hochwertigen Armbanduhren besitze, deren Wert sie auf rund 700.000 US-Dollar taxierten. Alleine seine Lange Tourbograph „Pour le Mérite“ am rechten Handgelenk hat einen Wert von mindestens 350.000 Euro.


Auszeichnungen und Ehrungen


1988: Verdienstmedaille der Nationalen Volksarmee in Bronze


2006: Großkreuz der Ehrenlegion Frankreichs


2006: Ehrenbürger von Sankt Petersburg


2007: Person des Jahres des TIME-Magazins


2009: Sächsischer Dankorden des Semper Opernball e. V.


2011: Konfuzius-Friedenspreis


2011: Ehrendoktor, Universität Belgrad


2014: Mensch des Jahres zusammen mit Conchita Wurst des Magazins Profil


2014: José-Martí-Orden


2017: Hugo-Chévez-Friedenspreis


In der politikwissenschaftlichen Literatur schwanken die Einordnungen des unter der Präsidentschaft Putins entwickelten Systems beispielsweise zwischen „Fassaden-“, „imitierter“, „illiberaler“ Demokratie, „hybridem“, „semi-“ oder „kompetitiv-autoritärem“ Regime, „unfreier“ „elektoraler Demokratie“, „konsolidiertem autoritärem Regime“, „schwacher“ und „stark defekter“ Demokratie. Zitiert nach Petra Stykow: Das politische System Russlands.


Zitat Ende von Edwin Wikipedia.


Ich Felix GoldLicht habe die gigantische Edwin Wikipedia Liste der Zeitungsartikel und Bücher hier nicht mehr aufgeführt wie sie in Wikipedia erscheinen.


Aber es geht ja immer weiter mit Putin dem lupenreinen Demokraten laut benebeltem Schröder,immer weiter global.Putin will Weltmacht, präziser währe aber „Erdmacht“ so wie USA China oder Indien. Russlands Militärbudget schrumpft, China gibt immer mehr aus. Die weltweiten Rüstungsausgaben lagen 2017 bei 1,7 Billionen Dollar. Das sind pro Kopf 230 Dollar. Die USA bleiben Spitzenreiter.China auf dem zweiten Platz


Die USA bleiben mit Abstand Spitzenreiter. Mit 610 Milliarden Dollar macht allein das US-Militärbudget ein Drittel der weltweiten Rüstungsausgaben aus. Es lag um das 2,7-Fache über dem des Zweitplatzierten - China.


Nach 13 Jahren der Ausgabensteigerung von 1999 bis 2011 und gleichbleibenden Rüstungsausgaben in den Jahren 2012 bis 2016 wurden im Jahr 2017 weltweit erstmals wieder höhere Militärausgaben verzeichnet. Der Sipri-Vorsitzende Jan Eliasson äußerte anlässlich der Vorstellung des Berichts “ernste Sorgen“: Die stetig hohen Rüstungsausgaben “unterminieren die Suche nach friedlichen Lösungen für Konflikte in aller Welt“.


Im vergangenen Jahr machten Rüstungsausgaben 2,2 Prozent vom weltweiten Bruttosozialprodukt aus. Demnach trug jeder Mensch im globalen Schnitt einen Anteil von 230 Dollar (190 Euro) an Militärinvestitionen - von Land zu Land variiert die Belastung dabei enorm.


Russlands Militärausgaben fielen um 20 Prozent


“Auf globaler Ebene verschiebt sich das Gewicht der Rüstungsausgaben eindeutig weg von der euroatlantischen Region“, sagt Nan Tian. China gab 2017 228 Milliarden für sein Militär aus. Lag Pekings Anteil an den weltweiten Ausgaben 2008 bei 5,8 Prozent waren es 2017 bereits 13 Prozent.


Vor allem die Spannungen mit China haben in der Region Asien zu einem Anstieg geführt. Die Gesamtausgaben dort legten im Zehn-Jahresvergleich (zu 2008) um 59 Prozent zu.


Russlands Militärausgaben fielen 2017 um 20 Prozent hinter die des Vorjahres (66,3 Milliarden Dollar) zurück. Moskaus Militär-Budget ist durch die wirtschaftlichen Probleme des Landes beschnitten, sagt Sipri-Experte Siemon Wezeman.


Europa hat einen Anteil von 20 Prozent


In Mittel- und Westeuropa werde Russland jedoch zunehmend als Bedrohung gesehen, daher seien die Rüstungsausgaben in Mitteleuropa um zwölf Prozent und in Westeuropa um 1,7 Prozent gestiegen. Viele dieser Länder sind Nato-Mitglieder. Polen verzeichnete in Mitteleuropa die höchste Ausgabensteigerung.


Die Rüstungsausgaben aller 29 Nato-Staaten beliefen sich 2017 auf rund 900 Milliarden Dollar - das waren 52 Prozent der Ausgaben weltweit. Europa allein hat einen Anteil von rund 20 Prozent an den weltweiten Ausgaben. Unter den Top 15 liegen aus der EU Frankreich (6) mit 57,8 Milliarden und Großbritannien (7) mit 47,2 Milliarden vor Deutschland.


Zitat Anfang:


Rüstungswahnsinn: Irrer Kriegstreiber Putin erhöht Militärausgaben um -7 Prozent!


Moskau (dpo) - Der Zar lässt die Säbel rasseln: Vor dem Hintergrund zunehmender Spannungen mit der NATO hat die russische Regierung unter Wladimir Putin die Militärausgaben um minus sieben Prozent erhöht. Nun beraten die westlichen Bündnispartner, wie sie auf die neueste Provokation aus Moskau reagieren sollen.


“Die Erhöhung des russischen Militärbudgets um -7 Prozent von 3,07 Billionen Rubel auf 2,84 Billionen Rubel (ca. 47 Milliarden US-Dollar) zeigt einmal mehr, warum wir die NATO brauchen“, so NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg. “Dennoch müssen wir jetzt besonnen bleiben und dürfen uns keinesfalls auf ein Wettabrüsten mit Putin einlassen.“


Am vereinbarten 2-Prozent-Ziel, bei dessen Erfüllung der deutsche Militäretat allein auf umgerechnet 65 Milliarden US-Dollar (18% des Bundeshaushaltes) ansteigen würde, wolle man daher trotz der erneuten Provokation aus Moskau festhalten.


Auch in den USA zeigt man sich empört: “Das russische Militärbudget ist so immens, dass es ein Dreizehntelfaches des US-Budgets für 2017 (603 Milliarden US-Dollar) beträgt. Da fragt man sich doch, was die vorhaben“, so US-Verteidigungsminister James Mattis.


Wie gefährlich Putins Russland nach seiner Erhöhung der Militärausgaben um -7 Prozent ist, zeigt sich auch daran, dass außer dem Postillon kaum größere westliche Medien darüber zu berichten wagen. Zitat Ende


Der Postillon ist eine deutschsprachige Website, die von Stefan Sichermann betrieben wird und täglich satirische Beiträge im Stil von Zeitungsartikeln und Agenturmeldungen veröffentlicht. Wikipedia


Naja das war mal wieder verarschung lachte Felix GoldLicht, aber diese USA die 4 mal so viel Geld für's töten ausgeben wie Russland und China zusammen,das ist eindeutig klarer „Mordversuch in Blood Zwesten“ und Mordversuch gegen die Menschheit dachte Felix GoldLicht zum ersten mal ins einem schönen Leben.


So das war einiges zu den Minderwertigkeitskomplexen des Herrn Putin. Ein KGB Mensch. Alle Spione ob Russisch amerikanisch deutsch englisch chinesisch alle, alle sind minderwertige Gestalten auf der Erdoberfläche und dürfen niemals Gehälter bekommen, Steuergelder der Bevölkerungen. Es ist äußerst beschämend für die russische Bevölkerung, das sie es wieder mal nicht geschafft haben zu wachsen als Menschen. Die Vergangenheit der Russen ist eine Vergangenheit der Leblosigkeit und Trauer und Tragik und Dummheit. Denn ihre Geschichtliche Grundlage ist eine der Repressionen Unterdrückung Ermordungen und Gulag Politik von Massenmördern wie Josefski Stalin,der sogar heute unter Putin wieder saisonfähig gemacht wird und anscheinend haben die stumpfen dumpfen auf ewig nach Vater und Mutter schreienden unterintelligenten der russischen Bevölkerung noch nicht genug gelitten und wollen wohl wieder Arbeitslager und Betäubung durch Total Verblödung haben.


Die russische Bevölkerung, zumindest etwa 50% will ja gar kein Putin und seine Nekrose Neurose und Minderwertigkeitsaufpolierung durch Waffen Kriege und Annektionen /Annexion, anderer Völker. Anscheinen braucht Russland ein zweites Afghanistan. Mensch sind die Russen verdumpft und dumpf und träge. Gewalt und Angst das ist ihre Erfahrung und Geschichte das Leiden mussten sie Jahrhunderte erleben, da kann ja auch nicht sehr viel Positiveres zum Vorschein kommen weil die Sklaven Vergangenheit zu stark nach unten zieht, bis auf die die Putin nie wollten in Russland.


Aber damals 1995, da war Putin noch in Sankt Petersburg tätig und 1995 da gab es noch genügend Autoritäre Regime auf der Erde. Denn nach dem Zerfall der Sowjetunion kamen ja auch große Mengen Menschen aus der zerbrochenen Union der Sowjets nach Deutschland und sie siedelten sich auch in Blood Zwesten an,und,da waren einige alkoholische varianten der Russendeutschen die in Blood Zwesten siedelten, der Wodka hatte sie ganz schön benebelt, denn einige der Rückkehrer waren junge Menschen die im Afghanistan Krieg sich zerballern ließen angefeuert von Vollidioten die die Taliban besiegen wollten und die russische Wodkakultur dort einführen wollten denn das ist wohl deren Hochkultur hoch oder high durch Wodkakommunismuuuuus.


Erstaunlicherweise bauten aber sehr viele Russendeutsche dann in der Neubau Gegend in der auch Felix Goldlicht lebte, aber weiter oben an den Feldrändern, schöne neue Häuser, aber man konnte gleich sehen, das waren Russendeutsche denn sie bauten fast ausschließlich kleine Fenster in ihre Häuser, und waren dem Licht der Sonne suspekt gegenüber eingestellt, dachte sich Felix Goldlicht, als er ihre Häuser zuerst da stehen sah. Und einer baute sich sogar sein Haus über mehrere Jahre selber, ein schöner Klotz geklinkerter Hausfläche, aber, ja mit sehr kleinen Fenstern auch in der Süd Richtung, wo du doch durch große Fenster in Winter sogar Heizen kannst und deine Wohnung warm wird ohne Heizung wenn die Sonnen scheint. Das waren also die Resultate der Gorbatschow und Jelzin Wodka Politik, und der dummen Kriege in islamischen Ländern und dann noch den Taliban, die gottgläubig sind. Allah ist ihre Waffe sogar per Buch ihrem Koranbuch, und deswegen sind auch die Taliban und alle Anhänger dieser Mordaufrufreligionen egal welcher Vollidioten und Dumpfbacken Ignorante im Subsubunterbewusstsein ihrer Glaubensevolution, die in die Total Verblödung führt, die Religion, wenn nicht aufgehört wird zu glauben und angefangen wird zu lernen und mitzudenken, Allah Allah Allah ist soooo grooooooß. Da hätte man schon Radikal Auslöschung anwenden müssen, etwa mit der Sacharow Bombe und sie alle auf einmal plattbomben müssen, sonst gewinnst du den Kampf dort nicht. Aber dieser Staats Mord der muss global aufhören, ende damit, oder wollen die Menschen auf ewig Raubtiere bleiben Raubmenschen.


Andrei Dmitrijewitsch Sacharow war Physiker, der „Vater der sowjetischen Wasserstoffbombe“, Dissident und Friedensnobelpreisträger. Von 1948 bis 1968 arbeitete Sacharow am sowjetischen Kernwaffenprogramm zunächst in Moskau unter Kurtschatow, später in dem geheimen Entwicklungsinstitut im damals zur Tarnung „Arsamas-16“ genannten Sarow unter Juli Chariton. Er war davon überzeugt, wie er in seinen Memoiren schrieb, dass ein nukleares Gleichgewicht die Welt vor der Zerstörung bewahren könne, und fühlte sich als Soldat des naturwissenschaftlich-technischen Krieges.


Mit folgenden Ideen nahm er maßgeblich an der Entwicklung der ersten sowjetischen Wasserstoffbombe teil, die am 12. August 1953 gezündet wurde:


eine Boosteranordnung mit Fusionsbrennstoff im Fissionsteil,


eine nach einem russischen Blätterteig Sloika benannte Schichten-Variante,


ein fester Fusionsbrennstoff (Lithiumdeuterid) und


die im Westen Teller-Ulam-Design genannte zweistufige Konfiguration (in Russland als Sacharows Dritte Idee bekannt), die Wasserstoffbomben im Megatonnenbereich (TNT-Äquivalent) ermöglichte und 1955 getestet wurde.


Die größte je gezündete Wasserstoffbombe, die auf seinen Ideen beruhende Zar-Bombe, wurde ohne die letzte Fussionstufe 1961 getestet und hatte 50 bis 60 Megatonnen Sprengkraft. Sacharow wurde 1953, im selben Jahr, in dem er den russischen Doktor-Titel erhielt (der im Westen eher einer Habilitation entspricht), jüngstes Vollmitglied der Sowjetischen Akademie der Wissenschaften, er erhielt den Titel Held der Sozialistischen Arbeit und den Stalinpreis.


Die horrenden Kosten, die das einsetzende Wettrüsten verursachte, vor den Augen schlug Sacharow vor, eine Bombe zu bauen, die vor der Küste der USA gezündet und ein Tsunami auslösen würde, die die nordamerikanischen Metropolen einschließlich Washington D.C. auslöschen würde.


Von Sacharow stammen mehrere Grundideen zur Realisierung der kontrollierten Kernfusion: 1950 entwickelte er mit Igor Tamm das entscheidende, noch heute favorisierte Konzept des thermonuklearen Reaktors mit magnetischem Einschluss, die Tokamak-Anordnung. Von ihm stammen auch die Myonenkatalyse der Kernfusionsreaktion, die er Kalte Fusion nannte, und der Einsatz gepulster Laserstrahlung zur Aufheizung von Fusionsbrennstoff (Trägheitsfusion).


1951 lieferte Sacharow Grundideen für den Flusskompressionsgenerator, ein spezieller Typ von Impulsgenerator, der durch die Detonation eines Sprengstoffes und die dabei erfolgte Kompression einer Spule hohe magnetische Flussdichten erzeugen kann. Die ersten Flusskompressionsgeneratoren wurden von ihm MK-(Magnet-kumulative)-Generatoren genannt. Der MK-1 produzierte für kurze Zeit Flussdichten von 2,5 kT (Kilotesla). Der folgende MK-2 wurde 1953 entwickelt, dieser Generator konnte hohe elektrische Impulsströme von 100 MA (Megaampere) erzeugen. Mit diesen Generatoren erzeugte Sacharow auch eine Anordnung, die er Plasma-Kanone nannte: Ein kleiner Aluminiumring wurde durch die induzierten Wirbelströme zu einem auf 100 km/s beschleunigten Plasma-Torus verdampft. Er schlug sogar vor, mit durch Nuklearexplosion betriebenen Generatoren Teilchenbeschleuniger für Protonen-Zusammenstöße zu bauen.


Nach 1965 wandte Sacharow sich der Teilchenphysik und Kosmologie zu, was er zuvor wie Jakow Seldowitsch, mit dem er in Arsamas eng zusammenarbeitete, nur nebenbei hatte betreiben können.


Seine bedeutendste Arbeit in der Kosmologie war 1967 die Erklärung der Baryonenasymmetrie des Weltalls. Hierfür stellte er drei Grundbedingungen auf, die Sacharowkriterien, die noch heute die Basis entsprechender Theorien bilden: Nicht-Gleichgewicht, CP-Verletzung und Baryonenzahlverletzung. Diese Ideen blieben zunächst weitgehend unbeachtet, bis sie Ende der 1970er Jahre eine Renaissance erlebten.


In einem kurzen Aufsatz von 1968 über die induzierte Gravitation gab er wichtige Denkanstöße zum Thema Quantengravitation, wobei er die Gravitation als einen durch Vakuum-Anregungen von anderen Feldern erzeugten (induzierten) Effekt ansah. Diese Theorien wurden später etwa von Stephen Adler weiter verfolgt.


Er war auch der erste, der Modelle mit über die Gravitationskraft verbundenen Universen untersuchte (heute in Branenkosmologien in Theorien mit Extra-Dimensionen aktuell), in seiner Vorstellung war dabei das andere Universum aus Antimaterie zusammengesetzt und mit umgekehrter Zeitrichtung, so dass insgesamt CPT-Symmetrie vorhanden war.


1975 stellte er Massenformeln für Mesonen und Baryonen auf.


Nach 1955 setzte bei Sacharow ein Umdenken über die Atombombe ein. In jenem Jahr gab es bei einem Bombentest die ersten Toten. Des Weiteren war Sacharow überzeugt, dass jeder künftige Versuch über 10.000 Opfer kosten werde, und zwar im Laufe der Generationen 10.000 Opfer pro Megatonne. Nach Sacharows Berechnungen waren bereits 50 Megatonnen getestet worden, also 500.000 Tote. 1958 veröffentlichte er in der Zeitschrift Atomenergie den Aufsatz Der radioaktive Kohlenstoff nuklearer Explosionen und die schwellenunabhängigen biologischen Effekte. 1961 wandte sich Sacharow bei einem Treffen mit KP-Chef Nikita Chruschtschow gegen den Plan, eine 100-Megatonnen-Wasserstoffbombe in der Atmosphäre zu testen. 1962 beteiligte er sich an der Wissenschaftsopposition gegen den stalinistischen Chefbiologen Trofim Lyssenko, der sich gegen gar nicht so neue wissenschaftliche Erkenntnisse wie Genetik gesperrt hatte. 1966 unterzeichnete er einen Brief, in dem vor der Rehabilitierung Stalins gewarnt wurde.


Sacharow verurteilte 1968 die Zerschlagung des reformkommunistischen Prager Frühlings und veröffentlichte im Juli 1968 das Memorandum Gedanken über Fortschritt, friedliche Koexistenz und geistige Freiheit, in dem er sich für internationale Abrüstung und Kernwaffen-Kontrolle einsetzte. Als Folge wurde er aus dem sowjetischen Atomprogramm entlassen.


Menschenrechtler


1970 gründete er ein Komitee zur Durchsetzung der Menschenrechte und verlangte in einem offenen Brief an die Regierung eine Demokratisierung der Sowjetunion. Am 4. April 1971 protestierte der Wissenschaftler gegen eine Praxis der Machthaber, Regimegegner in psychiatrische Kliniken einzuweisen. Am 30. Oktober 1974 informierte Sacharow ausländische Journalisten auf einer Pressekonferenz über den Hungerstreik von politischen Häftlingen in mehreren Lagern. An diesem Tag wird seit 1991 gemäß dem Erlass des Obersten Sowjets der RSFSR Nr. 1431 vom 18. Oktober 1991 der „Tag der Erinnerung an die Opfer der politischen Repressionen“ begangen. Die Regierung reagierte mit zunehmender Repression. Sacharow kümmerte sich um politische Häftlinge und setzte sich für das Selbstbestimmungsrecht von Krimtataren, Mescheten, Armeniern, Kurden und Georgiern ein. 1974 trat er für seine Ziele in den Hungerstreik.


Am 10. Dezember 1975 wurde Sacharow der Friedensnobelpreis verliehen. Das Nobelkomitee würdigte seine Leistungen bei der Unterstützung Andersdenkender und seinem Streben nach einer rechtsstaatlichen und offenen Gesellschaft. Die sowjetische Regierung verbot ihm, zur Verleihung nach Oslo zu reisen. Den Preis nahm seine Frau Jelena Georgijewna Bonner entgegen. In den Augen des KGB wurde Sacharow damit zum „Staatsfeind“. Nach Protesten gegen die sowjetische Intervention in Afghanistan wurde Sacharow am 22. Januar 1980 verhaftet und nach Gorki verbannt, wo er unter Aufsicht des KGB leben musste. Dort arbeitete er am Entwurf einer neuen sowjetischen Verfassung. Jelena Bonner blieb sein einziger Kontakt zur Außenwelt, bis auch sie 1984 nach Gorki verbannt wurde.


Im Dezember 1986 wurde die Verbannung Sacharows und Bonners aufgehoben. Parteichef Michail Gorbatschow bat ihn telefonisch, nach Moskau zurückzukehren und seine politische Tätigkeit fortzusetzen.


1988 wurde er in die Leitung der Sowjetischen Akademie der Wissenschaften berufen. 1989 wurde Sacharow als Parteiloser in den Kongress der Volksdeputierten gewählt, schloss sich dort der interregionalen Arbeitsgruppe der Radikalreformer an und versuchte, die sowjetische Verfassung zu reformieren. 1989 wurde Sacharow Gründungsvorsitzender der russischen Gesellschaft Memorial, die die Geschichte der Gulag-Lager aufarbeitet.


Sacharow war in erster Ehe mit Klawdija Alexejewna Wichirewa verheiratet und hatte mit ihr drei Kinder: Tatjana, Ljubow und Dmitri. Sie starb 1969. Seit 1972 war Sacharow in zweiter Ehe mit Jelena Georgijewna Bonner verheiratet.


Sacharow starb am 14. Dezember 1989 in Moskau an einem Herzinfarkt. Seine Gesundheit war seit seiner Verbannung nach Gorki geschwächt. Er wurde auf dem Friedhof Wostrjakowo beigesetzt.


Also in Russland haben es die Menschen sehr schwer geistige mentale und physische Freiheit zu erlangen, da die machtsenilen Systeme der Russen einfach noch zu sehr Vergangenheitsunbewusst sind und wohl auch bleiben wollen, wie ja unter Putin nun gut wieder gesehen werden kann, dieser kleine Putin der Angeberfurz und Karatewinzling der Jäger Taucher und Multi Milliardär der seiner Bevölkerung die ihm nicht gehört, mit Kriegen Annektionen anderer Völker und neuer Kriegs Waffensysteme beeindrucken will, was ja auch wirkt bei den noch im Stalinismus und Repressionskommunismus gelebten Ohnmachten, der ist sooo dermaßen dumm, indem er sich mit der Krim auf historische Fakten als russisches Landerbgut bezog, das der Garnicht daran dachte das dann ja auch die Mongolen wieder ihr Imperium zurückhaben wollen oder die Spanier Südamerika oder die Portugiesen und die Engländer das Empire wieder zurückhaben wollen Indien und all der ganze Schladderadatsch, der ignoranten ,oder Frankreich will das napoleonische wieder zurückhaben oder die Österreich Ungarische Kaiser Dominanz auch die wollen ihr Land wieder zurück haben oder die Italiener das Römische Reich und so weiter und so weiter, der ist sooo dermaßen dumpf dieser KGBFurz, das diese Dummheit nun ein weiterer Bestandteil der menschlichen Evolutionsverzögerung sein wird. Ein großer Schritt des pianistischen Hopsens und Krabbelns auf den Knien seiner mentalen geistigen Kindschaft für die russische Bevölkerung und die Erdbevölkerung. Also Durchfall und Kotzen das ist seine Errungenschaft.


Der Zusammenbruch der Sowjetunion machte aber aus Weißrussland auch eine Diktatur. Weißrussland ist ein osteuropäischer Binnenstaat, der an Polen, die Ukraine, Russland, Lettland und Litauen grenzt und dessen Hauptstadt Minsk ist. Bei der Auflösung der Sowjetunion 1991 wurde die ehemalige Sowjetrepublik unabhängig. 1994 wurde Aljaksandr Lukaschenka Präsident, der das Land autoritär regiert. Kritiker bezeichnen das Land häufig als „letzte Diktatur Europas“.


Präsident Lukaschenka kam 1994 ins Amt. Laut der damaligen weißrussischen Verfassung war die Amtszeit des Präsidenten auf zwei Perioden begrenzt. Diese Einschränkung wurde jedoch mit einem Referendum im Oktober 2006 abgeschafft, weswegen Lukaschenka auch an den Präsidentschaftswahlen 2006 und 2010 teilnehmen konnte.


Bei den Präsidentschaftswahlen 2006 einigten sich die weißrussischen Oppositionsparteien auf Aljaksandr Milinkewitsch als gemeinsamen Kandidaten. Durch politische Besuche in Russland und EU-Ländern suchte Milinkewitsch auch nach Unterstützung im Ausland. Seinen Mitbewerbern Aljaksandr Kasulin und Sjarhej Hajdukewitsch wurden nach Ansicht von Beobachtern von vornherein keine reellen Wahlchancen eingeräumt. Umfragen ließen auch 2006 keinen Zweifel daran, dass Amtsinhaber Lukaschenka die Wahl für sich entscheiden würde. Die Wahlen wurden von der Ankündigung des Geheimdienstes begleitet, gegen Gegner der Regierung, die am Wahltag auf der Straße die Lage zu destabilisieren drohten, mit lebenslanger Haft und sogar Todesstrafen vorzugehen.


Nachdem Lukaschenka bei den Präsidentschaftswahlen am 19. März 2006 laut offiziellen Angaben 81 % der Stimmen geholt hatte, demonstrierten nach Schließung der Wahllokale mehr als 10.000 Menschen auf dem zentralen Oktoberplatz in Minsk und forderten Neuwahlen, da sie das Wahlergebnis für gefälscht hielten. Milinkewitsch, der auf sechs Prozent der Stimmen kam, bezeichnete die Wahl als Farce und sagte, dass die Opposition die Angst besiegt habe und kündigte an, die Wahl nicht anzuerkennen und auch mit internationaler Hilfe eine Annullierung der Wahl anzustreben.


Den Präsidentschaftswahlen 2010 war zunächst eine Phase relativer Annäherung der EU an Minsk vorausgegangen. So wurde Belarus 2009 in die Programme der Östlichen Partnerschaft der EU aufgenommen. Das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen 2010 lag mit 79,67 % erneut in einem Bereich, in dem Wahlfälschung angenommen wurde. Es schlossen sich Proteste an, die niedergeschlagen wurden. Viele Oppositionelle, darunter auch die Kandidaten Andrej Sannikau, Mikalaj Statkewitsch, Jaraslau Ramantschuk und Uladsimir Njakljajeu wurden in diesem Zuge verhaftet. Die Beziehungen zur EU und ihren Mitgliedsstaaten haben sich infolgedessen erheblich abgekühlt.


Als die Parlamentswahlen im Jahr 2012 stattfanden, boykottierten die meisten oppositionellen Parteien die Wahl. Die anderen angetretenen regierungskritischen Parteien gewannen keinen Sitz. Nur die regierungstreuen Parteien wie die Kommunistische Partei von Belarus, die Agrarpartei oder die Republikanische Partei für Arbeit und Gerechtigkeit gewannen Mandate.


Bei den Präsidentschaftswahlen 2015 erreichte Amtsinhaber Lukaschenka rund 83,5 % der Stimmen., jedoch wurden auch bei dieser Wahl internationale Standards nicht eingehalten. Neben Lukaschenka traten drei weitere Kandidaten an, von denen jedoch keiner mehr als fünf Prozent der Stimmen erreichte. Zwei Monate vor der Wahl hatte Lukaschenka fünf gewaltlose politische Gefangene begnadigt, darunter auch einen der Präsidentschaftskandidaten der Wahl 2010, Mikalaj Statkewitsch.


Bei der Parlamentswahl in Weißrussland 2016 gelang es erstmals seit 20 Jahren zwei oppositionellen Kandidatinnen, eine Unabhängige und eine Vertreterin der Vereinigten Bürgerpartei, ins Parlament einzuziehen


Angesichts demokratischer Defizite und eines autoritären Regierungsstils wird Weißrussland aus westlicher Perspektive auch als letzte Diktatur Europas bezeichnet.


Das Vertretungs- und Gesetzgebungsorgan der Republik Weißrussland ist das Parlament – die Nationalversammlung. Es setzt sich aus zwei Kammern, der Repräsentantenkammer und dem Rat der Republik zusammen. Die Repräsentantenkammer besteht aus 110 Abgeordneten, die in allgemeiner, freier, gleicher, direkter und geheimer Wahl gewählt werden sollen. Der Rat der Republik ist die Kammer der territorialbezogenen Vertretung. Für jede Woblasz und die Stadt Minsk werden je acht Abgeordnete des Rats der Republik in geheimer Abstimmung gewählt. Acht Mitglieder werden vom Präsidenten berufen.


Laut Amnesty werden Menschenrechtler, Gewerkschafter, Umweltaktivisten sowie Angehörige und Vertreter sexueller Minderheiten verfolgt. Auch wird das „Verschwinden“ von Oppositionellen wie Jury Sacharanka, Dmitri Sawadski, Wiktor Gontschar und Anatoli Krassowski angeprangert. Nachdem diverse Oppositionelle wegen regimekritischer Äußerungen auf Demonstrationen verhaftet worden waren, begann die Opposition Schweigemärsche durchzuführen. Um diesen entgegenzuwirken, wurde ein Gesetz erlassen, das „nicht sanktionierte Handlungen oder nicht sanktionierte Tatenlosigkeit“ seit September 2011 unter Strafe stellt. Mit dem 6. Januar 2012 traten neue Regelungen im Internetverkehr in Kraft: Benutzer in öffentlich zugänglichen Internetlokalitäten müssen registriert und deren Verkehr protokolliert werden, jegliche Internetgeschäfte müssen über weißrussische Server abgewickelt werden. Vollstreckt wird das Gesetz durch Polizei, Steuerbehörden und Staatssicherheitsorgane. Im August 2012 wurden 14 politische Gefangene gezählt.


Lukaschenka ist bekannt für seine homophoben Äußerungen. Zwar ist Homosexualität legal, es kommt jedoch mehrfach zu Razzien und Festnahmen.


Die Streitkräfte Weißrusslands wurden am 20. März 1992 offiziell gebildet und umfassten anfangs die Truppen des Weißrussischen Militärbezirks der Sowjetunion ohne strategische Einheiten. Am 4. Februar 1992 ratifizierte das Parlament den Strategic Arms Reduction Treaty (Vertrag zur Verringerung der strategischen Nuklearwaffen). Bis Dezember 1995 wurden 63 Interkontinentalraketen vom Typ RS-12M Topol (NATO-Code: SS-25 Sickle) aus Weißrussland abgezogen. Die letzten beiden einsatzfähigen mobilen Regimenter mit rund 18 Atomraketen wurden bis Ende 1996 nach Russland verlegt. Am 19. Dezember 1997 wurde ein Vertrag zwischen der Republik Belarus und der Russischen Föderation über militärische Zusammenarbeit und das Abkommen über die gemeinsame Gewährleistung regionaler Sicherheit im Militärbereich abgeschlossen. Am 22. Januar 1998 erfolgte auf einer Sitzung des Höchsten Rats der Russisch-Weißrussischen Union in Moskau die Einigung über eine Konzeption für die gemeinsame Verteidigungspolitik. Seit der Streitkräftereform 2001 gibt es zwei Territorialkommandos in Hrodna (vormals der Sitz der 28. Armee) und Baryssau (vormals 65. Armee). Im Rahmen einer gemeinsamen GUS-Luftabwehr unterhält Russland eine Radarstation nahe dem Militärflugplatz Baranawitschy im Rajon Hanzawitschy. Außerdem haben beide Seiten ihre Rüstungsindustrien sowie -exporte eng aufeinander abgestimmt.


Die weißrussische Wirtschaft wurde nicht in eine Marktwirtschaft umgewandelt, da die Planwirtschaft von der Regierung bevorzugt wird. Aufgrund sehr guter Wirtschaftsbeziehungen im Rahmen der Eurasischen Union zu anderen Ländern in der Region, vor allem aber mit Russland (starker Export, verbilligter Rohstoffimport) ist die wirtschaftliche


Situation bislang stabil. Industrie und Landwirtschaft sind größtenteils in Staatshand. Die Anhebung der Rohölpreise durch Russland brachte die durch die bisherige Vorzugsbehandlung bei den Rohstoffpreisen subventionierte Wirtschaft in Schwierigkeiten.


Die Landwirtschaft, auf die 15 % der Beschäftigung entfällt, wird durch Kollektivierung mit zwei Hauptzweigen beherrscht: den Anbau von Kartoffeln und Viehzucht. Historisch gesehen sind wichtige Industriezweige die Textilindustrie und die Holzverarbeitung. Seit 1965 wurde der Maschinenbau (Traktoren, Kühlschränke) verstärkt ausgebaut. Innerhalb der Sowjetunion gehörte Weißrussland zu den am weitesten entwickelten Teilrepubliken. Wirtschaftlich engagiert sich das Land neben der GUS in der Eurasischen Wirtschaftsunion und in der Russisch-Weißrussischen Union.


Ende 2006 übernahm die russische Gazprom für 2,5 Milliarden US-Dollar einen 50-Prozent-Anteil an dem weißrussischen Energie- und Gasunternehmen Beltransgaz.


Weitere bedeutende weißrussische Unternehmen sind neben den Verkehrsbetrieben Belaruskaja Tschyhunka und der Belavia Belarusian Airlines das weißrussische Automobilwerk BelAZ, der Kaliproduzent Belaruskali, der Reifenhersteller Belshina, das Minsker Armbanduhrenwerk Strahl (Lutsch), der Fahrzeug- und Rüstungsproduzent Minski Awtomobilny Sawod (MAZ), der Fahrzeughersteller Minski Sawod Koljosnych Tjagatschei (MZKT), die Minsker Traktorenwerke (MTS), der Halbleiterhersteller Integral oder der Softwarehersteller Wargaming.net.


Die weißrussische Industrie zählt heute rund 600 staatliche Unternehmen, die 30 % der gesamten Produktion erzeugen. Mit dem IWF wurde 2009 eine Pilot-Privatisierung von fünf der größten Staatsbetriebe vereinbart. Zudem sind schon rund 160 staatliche Großbetriebe in Industrie, Bauwirtschaft und Transportsektor in Aktiengesellschaften überführt worden, darunter das Erdöl verarbeitende Kombinat Naftan-Polimir, der Fahrzeug- und Rüstungsproduzent Minski Awtomobilny Sawod (MAZ), die Minsker Traktorenwerke (MTS) und das Stahlwerk in Schlobin. Federführend bei der Privatisierung ist Vize-Ministerpräsident Andrei Kobjakow.


Seit einigen Jahren befindet sich Weißrussland in einer der stärksten Finanzkrisen seit der Unabhängigkeit. Weißrussland besitzt den höchsten Leitzins Europas. Ende 2012 soll der Wert 22 bis 23 % betragen. Der Rubel verlor im Laufe des Jahres 2014 ungefähr die Hälfte seines Wertes, was zu Panikkäufen und einem Run auf Wechselstuben führte. Die Behörden verboten daraufhin Preiserhöhungen.


In den letzten Jahren nahmen auch die Direktinvestitionen von Unternehmen aus dem Westen zu und betrugen im Jahr 2007 nach Angaben der Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) rund 1,8 Milliarden US-Dollar. Zu den wichtigsten ausländischen Unternehmen in Weißrussland gehören:


Dänemark Maersk Medical A/S


Deutschland CarI Zeiss, Fenox Automotive GmbH ,Fresenius Beteiligungsgesellschaft mbH, MAZ-MAN


Vicos Nahrungsmittel GmbH


Italien/Estland ,Milavitsa


Österreich Henkel-Bautechnik, Raiffeisen Zentralbank, Telekom Austria


Polen Inko-Food


Russland Mobile TeleSystems


USA Coca-Cola Beverages Byelorussia, McDonald's Restaurants (u. a. mit fünf Filialen in Minsk)


Double Star International Ltd.


Zypern, SB Telecom Ltd. (gehört zu 70 % zur Telekom Austria), zugleich ist SB Telecom Haupteigentümer des 1999 gegründeten weißrussischen Mobilfunkbetreibers Belarus JV “MDC“ Ltd. (Mobile Digital Communications) (Marke: Velcom).


Mit der beginnenden Einführung marktwirtschaftlicher Strukturen im Jahre 1990 sank die Wirtschaftsproduktion. 1996 begann wieder eine Wachstumsphase, wodurch 2001 sowohl in der Landwirtschaft als auch in der Industrie die Werte von 1990 wieder erreicht wurden. Das Bruttoinlandsprodukt nom. des Jahres 2007 lag bei 44,8 Milliarden US-Dollar, was ungefähr 4620 US-Dollar pro Kopf entsprach. Im Jahr 2007 lag bei einer Inflationsrate von 12,1 Prozent das reale Wachstum bei 8,2 Prozent. Weißrussland hat laut der UNO den höchsten Lebensstandard in den GUS-Staaten – das durchschnittliche Monatseinkommen wuchs von 20 US-Dollar auf 225 US-Dollar innerhalb der letzten zehn Jahre. Im Mai 2009 betrug laut Statistikamt der Republik Belarus dieses 347 US-Dollar. Die Arbeitslosenrate lag nach Angaben der weißrussischen Regierung 2007 bei etwa 1 %. Experten sagen jedoch, dass die tatsächliche Rate höher sei. Das andere Problem der Wirtschaft ist jedoch die Landeswährung. Diese ist seit der Unabhängigkeit der Weißrussische Rubel. Infolge der Russisch-weißrussischen Union gab es Verhandlungen über eine Währungsunion. Die Auslandsverschuldung nahm ebenfalls in den letzten Jahren zu. 2007 umfassten diese 12,7 Milliarden US-Dollar gegenüber 5,1 Milliarden US-Dollar im Jahr 2005. Zitat Ende Soo, das hat mal wieder der Edwin Wikipedia zur verfügung gestellt.


Und wo gab es 1995 noch Diktaturen. Zitat Anfang


Diktatur in Afrika von Gero Erdmann und Christian von Soest


Anfang August der Militärputsch in Mauretanien, die anhaltende Krise in Simbabwe und das Verhalten des Baschir-Regimes im sudanesischen Darfur – nur einige Beispiele, die nahe zu legen scheinen, dass autoritäre Regime in Afrika wieder an Boden gewinnen. Ist auf dem Kontinent eine Renaissance autoritärer Herrschaft zu erwarten – möglicherweise unterstützt durch China? Analyse: Mit der „dritten Welle“ der Demokratisierung war bis Ende der 1990er Jahre ein deutlicher Rückgang autoritärer Regime zu verzeichnen, der allerdings seither keine Fortsetzung findet. Die Form der autoritären Herrschaft hat sich stark verändert: Herrschten bis Anfang der 1990er Jahre Militärdiktaturen und Einparteiregime vor, so ist heute in Afrika der Typ des „elektoralen Autoritarismus“ dominant, in dem beschränkte Wahlen zugelassen sind. Allgemein können – neben den üblichen Repressionsinstrumenten – grob drei Stützen dieser Regime identifiziert werden: Ressourcenreichtum, „Neopatrimonialismus“ und eingeschränkter Mehrparteienwettbewerb. Die neue Strategie des eingeschränkten Parteienwettbewerbs trägt möglicherweise den Keim für Instabilität und weitere Demokratisierungsprozesse in sich – falls der wirtschaftliche Erfolg autoritärer Systeme ausbleibt. Chinas gewachsene Präsenz auf dem Kontinent wird voraussichtlich weniger Einfluss auf die politische Herrschaft in Afrika haben als vielfach erwartet: China sucht nicht den Export seines „Modells“, während die liberalen afrikanischen Demokratien ihren Einfluss geltend machen.




	Einleitung Bis Ende der 1980er Jahre waren autoritäre Regime in Afrika die Regel liberale Demokratien die große Ausnahme. Militärregime, despotische Alleinherrscher wie Idi Amin und Jean-Bédel Bokassa bestimmten neben Einheitsparteien das öffentliche Bild. Die Demokratisierungswelle seit Anfang der 1990er Jahre hat dies deutlich verändert. Die Zahl der liberalen Demokratien ist von zwei auf elf gewachsen. Allerdings haben sich in den letzten Jahren die demokratisch legitimierten Regime kaum noch vermehrt. Zudem scheint – nicht zuletzt durch den gerne zitierten Einfluss Chinas – autoritäre Herrschaft neue Bestätigung zu finden. Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die Ausübung autoritärer Herrschaft wie auch die politische Herrschaft in Afrika insgesamt gravierend gewandelt haben.


	Regimeentwicklung Zur vergleichenden Beschreibung der internationalen Regimeentwicklung wird im Allgemeinen der Freedom House Index herangezogen, der politische Systeme seit 1973 mit denselben Kategorien bewertet. Der Index teilt die politischen Regime dieser Welt in „frei“ „teilweise frei“ und „nicht frei“ ein. Dabei bezieht er sich auf die politischen Rechte und bürgerlichen Freiheiten in jedem Land. Die „freien“ Regime können als liberale Demokratien, die „teilweise freien“ als hybride Regime (zwischen autoritär und demokratisch) und die „nicht freien“ als autoritäre Regime angesehen werden. Daneben führte der Index 2003 einen als „elektoralen Demokratie“ bezeichneten Regimetypus ein. Damit werden alle Regime bezeichnet, in denen regelmäßig wettbewerbliche Wahlen mit verschiedenen Parteien ohne „massiven Wahlbetrug“ stattfinden, deren Ergebnis als repräsentativ für den Wählerwillen angesehen werden kann. Dies schließt einige als „teilweise frei“ eingestufte Regime unter „elektorale Demokratien“ ein, die keinesfalls als liberale Demokratien zu verstehen sind. Werden nun die Kriterien von Freedom House zugrunde gelegt, so ist die Zahl der autoritären Regime seit Mitte der 1980er Jahre in Afrika sehr deutlich zurückgegangen; sie hat sich von 31 auf 14 mehr als halbiert. Im selben Zeitraum hat die Zahl der hybriden Regime zugenommen, von 13 auf 23, und die Zahl der liberalen Demokratien hat sich von zwei auf elf vervielfacht (siehe Tabelle 1).


	Von Bedeutung für die nicht unproblematische konzeptionelle Abgrenzung autoritärer von hybriden Regimen (die teilweise auch als autoritär oder als defekte Demokratien klassifiziert werden) ist, dass im Freedom House Index von den 23 hybriden Regimen („teilweise frei“) 14 als „elektorale Demokratien“ angesehen werden. Dies verdeutlicht, dass sich hinter dem Etikett „hybrid“ ein breites Spektrum sehr unterschiedlicher politischer Herrschaftsausübung verbirgt. Dieser Überblick legt die Schlussfolgerung nahe, dass auch die Unterstützung autoritärer Herrschaft in Afrikas Bevölkerung deutlich zurückgegangen sein müsste. Ob dies tatsächlich so ist, lässt sich nur schwer nachweisen, da aus früheren Zeiten keine Ergebnisse politischer Meinungsbefragungen vorliegen, die einen Vergleich ermöglichen würden. Autoritäre Regime zeichnen sich in der Regel gerade dadurch aus, dass sie weder freie Wahlen noch eine unabhängige Befragung ihrer Bürger erlauben. Jüngere Umfragen seit Ende der 1990er Jahre in insgesamt zwölf Ländern durch das Afrobarometer lassen jedoch erkennen, dass die Mehrheit der Befragten autoritäre Herrschaftsformen klar ablehnt (siehe Tabelle 2). Auffällig ist dabei, dass neben der Militärdiktatur auch das Einparteiregime, das besonders in Afrika lange Zeit verbreitet war und dem einst (ohne solide empirische Grundlage) hohe „Legitimität“ zugesprochen wurde, von mindestens zwei Dritteln der Befragten eindeutig abgelehnt wird. Diese Umfragen konnten allerdings nicht in autoritären, sondern nur in demokratisch und hybrid regierten Staaten durchgeführt werden. Bemerkenswert sind dabei vor allem die Umfrageergebnisse aus Simbabwe, das sich 2004 bereits deutlich auf dem Weg in den Autoritarismus befand. Aufgrund der anhaltenden Krise, der polarisierten Auseinandersetzung zwischen Regierungs- und Oppositionspartei, fortgesetzter Einschüchterung auf dem Lande und verstärkter Regierungspropaganda war die Präferenz für Demokratie zwar von 71 % (1999) auf nur noch 48 % gesunken – so gering wie in keinem anderen afrikanischen Land. Aber die Ablehnung einer autoritären Herrschaft war längst nicht im gleichen Maße zurückgegangen, lediglich zur Einparteiherrschaft war sie um 14 % auf 58 % (2004) gesunken. Damit lehnte auch hier noch immer über die Hälfte der Befragten diese Herrschaftsform ab. Zweifellos waren die Umfrageergebnisse durch das repressive politische Klima 2004 bereits negativ beeinflusst: Fast ein Viertel der Befragten gab keine eindeutige Antwort („weiß nicht“/„verstehe ich nicht“) auf die Frage nach der Unterstützung für Demokratie – 1999 waren es nur 5 % gewesen (Chikwanha/Sithole/Bratton 2004: 14f.).


	Autoritäre Regimetypen Wie bereits angedeutet, hat sich die Form der autoritären Herrschaft in Afrika über die Zeit verändert. Bis 1989 dominierten Militärdiktaturen und Einparteiregime. Außerdem gab es bis zum erfolgreichen Befreiungskampf in Simbabwe (bis 1980 Rhodesien), Namibia und Südafrika drei weiße Minderheitsregime, die auch als „Siedleroligarchien“ bezeichnet werden (Bratton/van de Walle 1997). Seither hat sich das Bild deutlich gewandelt und differenziert. Von den einstmals über 30 autoritären Regimen (Freedom House: „unfrei“) sind nur noch 13 übrig geblieben (siehe Tabelle 1). Abgesehen von den üblichen Repressionsinstrumenten versucht ein Teil der gegenwärtigen Regimetypen die Herrschaft mit anderen Mitteln zu sichern als damals. Zur Unterscheidung dieser verschiedenen Regime und ihrer Herrschaftsinstrumente wird hier auf die Typologie von Hadenius und Teorell (2006; 2007) zurückgegriffen; berücksichtigt werden nur die im Freedom House Index für 2007 als „unfrei“ klassifizierten Regime: Angola, Äquatorial-Guinea, Côte d'Ivoire, Eritrea, Guinea, Kamerun, Kongo, Demokratische Republik Kongo, Ruanda, Simbabwe, Somalia, Sudan, Swasiland und Tschad. Hadenius und Teorell unterscheiden fünf Typen autoritärer Herrschaft: 1) Monarchien, 2) Militärregime, 3) Nichtparteiregime, 4) Einparteiregime und 5) Mehrparteienregime. Von besonderer Bedeutung sind die drei Typen, in denen Wahlen stattfinden, die jedoch (in aller Regel) weder frei noch fair sind: Nichtparteiregime, die zwar Wahlen erlauben, aber keine politischen Parteien. Einparteiregime, die lediglich der herrschenden Partei die Wahlteilnahme gestatten. Mehrparteienregime, in denen mehrere Parteien oder zumindest einige von der Regierungspartei unabhängige Kandidaten an Wahlen teilnehmen dürfen. In so genannten dominanten Mehrparteienregimen2 hat dabei die herrschende Partei mehr als zwei Drittel der Wählerstimmen gewonnen. Die Zuordnung der 13 autoritären oder „unfreien“ Staaten zu den fünf Regimetypen von Hadenius und Teorell macht den Trend zum autoritären Mehrparteiensystem auf dem afrikanischen Kontinent deutlich (siehe Tabelle 3). Mit Eritrea besteht nur noch ein Militärregime in Afrika (obwohl einige andere Regime auch eine Vergangenheit als Militärregime haben); Swasiland stellt mit seiner seit der Unabhängigkeit im Jahr 1968 fortbestehenden Monarchie einen Einzelfall dar, und Somalia fällt wegen bürgerkriegsähnlicher Zustände aus den Kategorien autoritärer Herrschaft heraus. Sudans Comprehensive Peace Agreement aus dem Jahr 2005 schließlich soll die Transition des politischen Systems regeln; Wahlen sind für 2009 vorgesehen. Folglich haben gegenwärtig 11 der 13 autoritären Regime in Afrika (ohne Somalia) versucht, ihre Herrschaft durch beschränkte Mehrparteienwahlen legitimatorisch abzusichern. Teilweise liegen die letzten Wahlen allerdings bis zu 16 Jahre zurück, wie etwa in Angola (wo für diesen September wieder Wahlen angekündigt sind). Diese nun vorherrschende Form der Diktatur wird auch als „elektoraler Autoritarismus“ (Schedler 2006) bezeichnet. Aber auch hier zeigen sich Unterschiede: Von den elf autoritären Mehrparteienregimen in Afrika können nur fünf als dominante Parteienregime bezeichnet werden, in denen die herrschende Partei mehr als zwei Drittel der Wählerstimmen auf sich vereinigt.


	Stützen autoritärer Regime Prinzipiell stehen autoritären Regimen in Afrika, wie auf anderen Kontinenten auch, verschiedene Mittel der Herrschaftssicherung zur Verfügung. Zentrale Stütze ist zumeist ein breit gefächerter Repressionsapparat, der die Armee, eine brutal agierende Polizei, die Geheimpolizei, Spitzelnetzwerke, paramilitärische Schlägertrupps, eine willfährige Justiz und Staatsverwaltung umfasst wie auch staatlich kontrollierte Medien, die für Indoktrination, Falschinformation und Propaganda sorgen. Das Resultat sind Unsicherheit, Angst und Einschüchterung. Die Bedeutung eines solchen Repressionsapparates ist erst kürzlich wieder im Umfeld der simbabwischen Präsidentschaftswahl deutlich geworden, als der überraschende Wahlerfolg der Opposition im März bis zur folgenden Stichwahl am 27. Juni systematisch „zerschlagen“ wurde. Kaum kalkulierbare Repression ist jedoch nicht das einzige Instrument autoritärer Herrschaftsstabilisierung. Mit Patronage und Klientelismus stehen andere, „weiche“ Strategien zur Verfügung. In aller Regel versuchen autoritäre Regime darüber hinaus, ihre Legitimität auch durch eine Ideologie, das persönliche Charisma des Herrschers oder den Verweis auf historische Verdienste zu erhöhen. In Afrika war die Einparteidoktrin bis 1989 sowohl für westlich als auch für sozialistisch orientierte Regime die vorherrschende Ideologie. Der von Tansanias erstem Präsidenten Julius Nyerere geprägte „Ujamaa“-Sozialismus war ein prominenter Versuch, den Sozialismus zu adaptieren und die Einparteiherrschaft in Afrika zu begründen. Vor allem konnten sich viele ehemalige Befreiungsbewegungen auf ihre Verdienste im Unabhängigkeitskampf berufen – besonders wenn er militärisch geführt wurde – und wurden tatsächlich oftmals nach der Befreiung von der Kolonialherrschaft von einer Welle der Euphorie getragen. Bis heute bildet das angenommene „historische Mandat“ der ZANU-PF den zentralen Bezugspunkt des ehemaligen Freiheitskämpfers Robert Mugabe in Simbabwe – und auch für viele andere afrikanische Staatschefs. Die Zustimmung der Bevölkerung zum African National Congress (ANC) in Südafrika, der erst 1994 die Apartheid überwinden konnte, zeigt, wie machtvoll die Legitimität durch den Befreiungskampf ist. Im demokratischen System Südafrikas konnte die Regierungspartei in der vergangenen Wahl im Jahr 2004 über zwei Drittel der Wählerstimmen gewinnen. Im Gegensatz dazu sind in vielen anderen Ländern Afrikas die Verdienste des Unabhängigkeitskampfes, der oft 40 bis 50 Jahre zurückliegt, längst verblasst. Die dritte Demokratisierungswelle spülte viele der aus den Befreiungsbewegungen hervorgegangenen Parteien aus dem Amt. Zudem ist mit dem Zusammenbruch des Ostblocks ein wichtiger Bezugspunkt der Einpartei-Ideologie verschwunden. Offensichtlich ist das ideologische Fundament autoritärer Regime im subsaharischen Afrika schwächer geworden. Schließlich stellt die in der Forschung verbreitete so genannte Rentierstaatshypothese eine Verbindung zwischen dem nationalem Reichtum an natürlichen Ressourcen (Erdöl, Edelmetalle, Diamanten etc.) und dem Überleben autoritärer Regime her. Demnach tragen die Einnahmen aus Ressourcenvorkommen maßgeblich dazu bei, die staatlichen Sicherheitsapparate und ausgedehnten Patronage Netzwerke zu finanzieren und so mögliche Regimegegner zu „kaufen“. Mit wachsenden Rohstoffpreisen und dem massiven Auftreten Chinas in Afrika rückt die Bedeutung staatlicher Ressourceneinkommen für die Stabilität autoritärer Regime in Afrika immer stärker in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Große Teile der bekannten Weltvorkommen strategisch bedeutender Rohstoffe befinden sich auf dem afrikanischen Kontinent. Metalle und andere Mineralien, Erdöl und Erdgas sowie zahlreiche nicht oder wenig verarbeitete Agrarprodukte machen nach Angaben der Welthandelsorganisation rund zwei Drittel der afrikanischen Exporte aus. Tatsächlich verfügen 10 der 13 als autoritär klassifizierten Regime in Afrika über erhebliche Bodenschätze. Es scheint, dass diese ressourcenreichen Staaten unter dem autoritären „Ressourcenfluch“ leiden. So haben erst kürzlich Jensen und Wantchekon (2008) behauptet, dass das „Übermaß“ an Ressourcen über die Art der politischen Herrschaft in Afrika entscheide. Bodenschätze verringerten massiv die Wahrscheinlichkeit demokratischer Transitionen und die Erfolgsaussichten der Konsolidierung. Demokratische Reformen seien deswegen nur in ressourcenarmen Staaten wie Benin, Mali oder Madagaskar erfolgreich. Diese Generalisierungen sind allerdings aus methodischen Gründen mit Vorsicht zu genießen: In der Regel wird lediglich das staatliche Einkommen durch Bodenschätze erfasst, es wird aber unterlassen, dies in Beziehung zur Bevölkerungszahl zu setzen. Somit werden keine Aussagen darüber getroffen, wie hoch die Ressourceneinnahmen sind, die autoritären Regimen relativ zur Bevölkerungszahl zur Verfügung stehen. Beispielsweise ist das Pro-Kopf-Einkommen durch Erdölvorkommen im winzigen ÄquatorialGuinea mit rund 500.000 Einwohnern um ein Vielfaches höher als in Nigeria, das mit über 140 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichste Land des subsaharischen Afrika (Basedau/Lay 2008). Dies bedeutet, dass für die Herrscher in Äquatorial-Guinea ungleich viel mehr Ressourcen pro Kopf – sei es zu Patronagezwecken, um die Opposition zu „kaufen“, sei es für den Repressionsapparat – zur Sicherung ihrer Herrschaft zur Verfügung stehen als in Nigeria. Zweifellos stellen Ressourceneinkommen einen bedeutenden Faktor des Überlebens autoritärer Regime dar. Gestiegene Weltmarktpreise für Bodenschätze erhöhen somit prinzipiell die Stabilität rohstoffreicher Diktaturen. Allerdings relativiert sich die Bedeutung des Ressourcenreichtums im Verhältnis zur Bevölkerungszahl und zu anderen Einkünften. Schließlich ist darauf zu verweisen, dass sich autoritäre Herrschaft in Afrika nicht auf ressourcenreiche Staaten Afrikas beschränkt – und damit auch andere Faktoren eine Rolle spielen. Dazu gehören neopatrimoniale Herrschaftsstrukturen, die in weiten Teilen Afrikas etabliert sind. Mit dem Konzept des Neopatrimonialismus wird unterstellt, dass autoritäre (und hybride) Regime ihre Herrschaft durch eine Mischform personalisierter und bürokratiegestützter Herrschaftsstrukturen absichern (Erdmann/Engel 2007; von Soest 2007). Kennzeichnend für neopatrimoniale Herrschaftsausübung sind Machtkonzentration in den Händen der herrschenden Elite oder des „big man“ an der Staatsspitze, das Verteilen persönlicher Gefälligkeiten und weitverbreitete Korruption. Der Staat wird so zum persönlichen Vorteil der Herrschenden und ihrer Anhänger genutzt. Die Konsequenz sind fehlende Rechtssicherheit und eine schwache staatliche Verwaltung, die wiederum autoritären Herrschern die willkürliche Ausübung ihrer Macht erleichtern. Ressourcenreichtum und darauf basierende Renteneinkommen unterstützen den Neopatrimonialismus, sind aber längst keine Voraussetzung dafür. Allgemein haben sich die Bedingungen für neopatrimoniale Herrschaftsausübung als Pfeiler autoritärer Regime in Afrika verschlechtert: Zum einen drängen die für viele hochverschuldeten Staaten wichtigen Entwicklungshilfegeber des „Westens“ verstärkt auf gute Regierungsführung, zum anderen hat sich die Transparenz und Kontrolle der Regierungen durch verstärkte zivilgesellschaftliche und parteipolitische Aktivitäten sowie durch die Medien erhöht. Schließlich ist auch die prinzipielle Systemunterstützung durch Großmächte wie im Kalten Krieg weggefallen – für die China nur teilweise als Ersatz auftritt. Nichtsdestoweniger zeigen verschiedene Studien die hohe Anpassungsfähigkeit und Dauerhaftigkeit von Neopatrimonialismus, der autoritären (und hybriden) Regimen dazu dient, Herrschaft auszuüben und zu stabilisieren. 5. Perspektiven autoritärer Herrschaft Wie bei anderen sozialwissenschaftlichen Fragen, sind auch die Entwicklungsperspektiven autoritärer Herrschaft in Afrika nur schwer zu prognostizieren. Insofern ist auch hier nur eine plausibel begründete Spekulation möglich. Aus der Vergangenheit wissen wir allerdings, dass Militärregime weltweit eine kürzere Bestandsdauer (durchschnittlich 11 Jahre) haben als Einparteiregime (18 Jahre); am stabilsten sind Monarchien. Die beiden erstgenannten Regimetypen spielen in Afrika jedoch nur noch eine untergeordnete Rolle, und lediglich Swaziland ist eine Monarchie. Über die Stabilität oder Dauerhaftigkeit autoritärer Mehrparteienregime, die zum häufigsten autoritären Regimetypus Afrikas geworden sind, ist jedoch weit weniger bekannt. Offenkundig ist, dass nicht mehr allein Wahlen (wie einst in einigen Einparteiregimen), sondern auch die eingeschränkte Organisationsfreiheit für Parteien zu den beliebtesten Absicherungsstrategien autoritärer – auch hybrider – Herrschaft zählt. Die legitimatorische Absicht der eingeschränkten Gewährung politischer Grundrechte kann sich leicht ins Gegenteil verkehren. Tatsächlich kann vermutet werden, dass die auch nur partielle Gewährung von Organisations- und Meinungsfreiheit zusammen mit Wettbewerb bereits die Keimzelle zu Destabilisierung, Liberalisierung und schließlich Demokratisierung in sich trägt (Schedler 2006; Levitsky/Way 2007). Denn auch nur teilweise gewährte politische Rechte ermöglichen der zivilgesellschaftlichen und parteipolitischen Opposition, Erfahrungen zu sammeln, was in anderen autoritären Regimen nicht möglich ist. Für die zukünftige Stabilität wird die wirtschaftliche und soziale Leistungsfähigkeit dieser Regime entscheidend sein. Autoritäre Regime sind für wirtschaftliche Krisen weit anfälliger als Demokratien. Das heißt, dass die einzelnen autoritäre Regime angesichts von Wirtschaftskrisen weit kürzere Überlebenschancen haben (Przeworski et al. 2000) – ohne dass sie zwangsläufig von einer Demokratie abgelöst werden müssen. Für Afrikas autoritäre Regime ist demnach von größter Bedeutung, wie sich ihre positiven Wachstumsraten, die in den vergangen Jahren vor allem von gestiegenen Rohstoffpreisen getragen wurden, weiter entwickeln (Kappel/Müller 2007). Ein Zusammenbruch der Rohstoffpreiskonjunktur auf dem Weltmarkt – ausgelöst etwa durch eine anhaltende Krise in China – würde insbesondere die ressourcenreichen Staaten treffen, deren Renteneinkommen sich auf eine große Bevölkerung verteilt (geringes Renteneinkommen pro Kopf) – also vor allem die autoritär regierten größeren Flächenstaaten wie Sudan und Angola. Inwieweit China als neuer, überaus aktiver Akteur in Afrika nicht nur als Vorbild taugt, sondern – wie oft befürchtet – auch zu einer Stabilisierung autoritärer Herrschaft in Afrika beitragen kann, bleibt abzuwarten. China exportiert nicht aktiv sein „Modell“ wie einst die Sowjetunion oder der „Westen“ – indirekt kann es jedoch zum Vorbild genommen werden. Chinas Interessen und Investitionen konzentrieren sich auf die strategische Ressourcensicherung und damit vor allem auf die ressourcenreichen Staaten Afrikas. Diese verfügen jedoch durch die Renteneinkommen ohnehin über eigene Stabilisierungsmöglichkeiten. Die meisten anderen afrikanischen Staaten sind jedoch weiterhin in hohem Maße von westlicher Entwicklungszusammenarbeit abhängig, auch wenn sich hier China ebenfalls verstärkt als Alternative anbietet, ohne demokratische Spielregeln oder eine ordentliche Regierungsführung zu fordern. Zugleich stehen den chinesischen auch westliche Rohstoffinteressen, vor allem der USA, gegenüber. Wie schon oft in der Vergangenheit werden dabei im Konkurrenz- und Konfliktfall voraussichtlich die „weichen“ Interessen an Demokratie und Menschenrechten den „harten“ Rohstoffinteressen geopfert. So unterhalten die USA beispielsweise enge Beziehungen zum rohstoffreichen und autoritär regierten Äquatorial-Guinea und pflegten auch in der Vergangenheit gute Beziehungen zu den nigerianischen Militärdiktatoren – ganz zu schweigen von der französischen Afrikapolitik, die solche Skrupel kaum kannte. Die konkurrierenden chinesischen und „westlichen“ Interessen werden nicht allen, aber solchen autoritären Regimen, die über strategisch wichtige Ressourcen verfügen, neuen Spielraum geben und zu ihrer Stabilisierung beitragen können. Nicht zu vergessen sind hierbei auch Indien und Japan, die sich beide bisher in der Kooperation mit Entwicklungsländern in Afrika ebenfalls nicht als idealistische Vorreiter für Demokratie und Menschenrechte exponiert haben. Allerdings hat sich innerhalb Afrikas das regionale Umfeld für autoritäre Herrschaft im Zuge der „dritten Demokratisierungswelle“ klar gewandelt: Es ist gegenwärtig „antiautoritärer“ als je zuvor. Im Gegensatz zu Zeiten der Organisation of African Union (OAU) wurde die Anerkennung internationaler Normen von Demokratie und Menschenrechten deutlich gestärkt: Die African Union (AU), die New Economic Partnership for Africa's Development (NEPAD) mit ihrem African-Peer-Review-Mechanismus (so verwässert er auch sein mag) sowie Subregionalorganisationen wie die Southern African Development Community (SADC) und die Economic Community of West African States (ECOWAS) haben hierzu beigetragen. Die AU und die SADC haben in ihren Statuten sogar ein Interventionsrecht gegen schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedsstaaten verankert – eine Möglichkeit, die unter der OAU undenkbar war. So wenig effektiv die SADC-Staaten mit Robert Mugabes Herrschaft in Simbabwe letztlich verfahren (darin unterscheiden sie sich kaum von der EU und deren Mitgliedern), so ist doch offensichtlich, dass es solche Auseinandersetzungen vor zwanzig Jahren gar nicht gegeben hat – auch wenn der kolportierte Streit zwischen den Staatschefs zunächst nur hinter den verschlossenen Konferenztüren von Dar es Salaam und Lusaka stattfand, die Kritik an Mugabe aber schließlich auch öffentlich wurde. Im südlichen Afrika, angeführt von Botswana und dem eher hybriden oder elektoral-demokratischen Sambia, wie auch in anderen Regionen artikulieren sich die eigenen Werteinteressen liberaler Demokratien immer offener. Sie haben sich im regionalen System Afrikas nicht nur als normatives Gegengewicht zur einstmals kaum hinterfragten Selbstverständlichkeit autoritärer Herrschaft etabliert. Abschließend: Sind vermehrt Rückfälle in den Autoritarismus zu erwarten? So groß die Herausforderung durch das autoritäre Modell China erscheinen mag, von effektiver Bedeutung wird es wahrscheinlich nur für ressourcenreiche Staaten (bei anhaltender Preiskonjunktur für Rohstoffe) sein, an denen auch der „Westen“ strategisches Interesse hat. In Afrika selbst sind durch die gestiegene Zahl liberaler Demokratien und die Vormacht Südafrikas nicht nur auf normativer Ebene institutionelle Gegenkräfte gewachsen. Im Hinblick auf die Dauer autoritärer Herrschaft zeichnet sich – abgesehen von kompromisslos repressiven Regimes wie etwa in Eritrea – ganz Ähnliches ab: Elektoraler Autoritarismus auf der Grundlage von Ressourcenreichtum, der mit einem hohen Renteneinkommen pro Kopf verbunden ist, wird wahrscheinlich die größte Stabilität haben. Ohne eigene Ressourcen oder ein sich selbst tragendes Wirtschaftswachstum werden die verbreiteten elektoralautoritären Regime Afrikas eher instabil bleiben. Zitat aus http://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/27466/ssoar-2008-erdmannet-al-diktatur-in-afrika.pdf?sequence=1 Zitat Ende






Also Diktaturen gab es 1995 schon genug und was in Südamerika passierte das lasse ich hier erstmal still liegen ohne darüber zu schreiben. Aber die Russen obwohl sie etwas befreiteres wollten hatten es nicht geschafft, gegen die KGBFurze des kleinen Putin anzukämpfen, eben, weil er nämlich zum inneren Machtkreis gehörte und der ist nun mal in Russland nach dem Zerfall der Sowjetunion noch funktionsfähig. Es konnten einfach keine Bürgerrechtler in Russland jemals in eine Innere Russische Gestaltungsposition kommen, und die wenigen die es schafften wurde Gekillt auf der Straße erschossen, wie vor kurzem auch wieder in der Ukraine, oder aber vergiftet mit Uranmaterial, oder aber einfach mit falschen Beschuldigungen ins Gefängnis gesteckt. Die Russen haben es einfach noch nicht geschafft etwas mehr Freiheit zu erlangen. Ihre Regierungsstrukturen sind einfach noch viel zu tief in der Vergangenheit verwurzelt und zwar in der mächtigen Gewohnheit, denn die Gewohnheit ist in Wahrheit der größte Gegner gegen alles was sie davon loslösen will, um bewusster zu werden. Gewohnheit verhindert Bewusstwerdung. Das hatte auch schon der Sidharta der später der Buddha wurde, gesagt. Und so leidete auch Felix Goldlicht in Blood Zwesten unter der Diktatur Gestaltung eines politischen Wurzelkopfwinzling und einer geistigen Umnachtungsfigur aus dem russischen Volk, was bisher fast ausschließlich erschienen ist denn die Russen haben bis jetzt noch keine einzige Lichtgestalt für die Freiheit und das Totlose das Liebende auf der Erde zum Vorschein gebracht. Schade, schade, schade. Es wird höchste Zeit mit so einer großen Gesamtfläche von der Erdoberfläche darf eine Bevölkerung keine Diktatur oder gelenkte Demokratie sein, Russland muss auch Vorbild für Freiheit sein Freiheit im Geiste Fantasien Kunst und Liebe und Freiheit des Denkers und der politischen Gestaltungsstrukturen. Und diese an die monströse Gewohnheit gebundene Putin Politik der Stalinistischen VergangenheitsErinnerungen, die tötete auch auf ganz subtile Weise und mordete auch auf ganz subtile Weise, weit entfernt zwar vom Kreml, in Blood Zwesten. Es gab also eine weitere Form des Mordens in Blood Zwesten. Durch Diktatorische Monsterignoranz und Unwissenheit die global ausgestrahlt wird.


Aber es gab auch noch die Moslemische Form der Diktatur. Aber die beschreibe ich etwas später, denn inzwischen war der Bürgermeister von Blood Zwesten wieder in Kontakt mit einem weiteren Angebot, wie er seine Gemeinde und sich selber Reich machen konnte.




29. Der Bürgermeister


UND FANGEN WIR GLEICH MITTEN IN DEM GESPRÄCH IM BÜRO DES BÜRGERMEISTERS


AN.


DER VERKÄUFER SAGTE UNTER ANDEREM:


WENN SIE GLAUBEN dass ein Mann das unveräußerliche Recht hat, für sich und für seine Familie einen PRIVATEN UND SICHEREN REICHTUM aufzubauen..., das Prinzip des UNANTASTBAREN PRIVATEN EIGENTUMS, nach dem Ihr Vermögen zu keinem Zeitpunkt durch Steuern, durch eine unersättliche Regierung, durch amateurhafte Gesetzgebungs-verfahren oder durch die unsichere Währungspolitik bedroht werden darf.... das Recht auf PERSÖNLICHE UND FINANZIELLE PRIVATSPHÄRE für jeden Menschen ein grundlegendes und wichtiges Recht ist.... es die KRAFT DES FREIEN MARKTES und des UNBEGRENZTEN INFORMATIONSFLUSSES geben muss.... die KLASSISCHEN WERTE UND TRADITIONEN auch innerhalb der Familie aufrecht erhalten werden müssen.... es möglich ist, Vermögen gemeinsam mit einer starken, WELTWEITEN GEMEINSCHAFT ERFOLGREICHER ANLEGER UND UNTERNEHMER aufzubauen, die sich rechtzeitig gewinnbringende Gelegenheiten teilen, unabhängig von persönlichen Vorurteilen und gegenwärtigen finanziellen Trends.... dann sind Sie hiermit eingeladen, einer ganz besonderen und sehr exklusiven Verbindung gleichgesinnter Männer und Frauen beizutreten, die sich voll und ganz dafür einsetzen, diese Ideale niemals sterben zu lassen.


Der Bürgermeister staunte, Ihr Vermögen zu keinem Zeitpunkt durch Steuern, durch eine unersättliche Regierung, durch amateurhafte Gesetzgebungsverfahren oder durch die unsichere Währungspolitik bedroht werden darf....wer ist das denn hier,fragte er sich.


Ja, redete der Verkäufer weiter, wir sind Eine äußerst bemerkenswerte Vereinigung


IN AMERIKA, IM HERZEN VON BALTIMORES HISTORISCHEM STADTTEIL „MOUNT VERNON“, STEHT EIN HERRENHAUS AUS DEM 19. JAHRHUNDERT, IN DEM SICH DER STAMMSITZ EINER AUF DER GANZEN WELT EINZIGARTIGEN VEREINIGUNG BEFINDET.


AUF DEN ERSTEN BLICK KÖNNTE MAN ES MIT EINEM DER VIELEN ANDEREN WUNDERVOLL RESTAURIERTEN HISTORISCHEN RELIKTE AUS DER ZEIT VOR DEIN AMERIKANISCHEN BÜRGERKRIEG VERWECHSELN ... ABER IM INNEREN WERDEN JEDEN TAG WICHTIGE STRATEGIEN FÜR DIE SCHAFFUNG UND DIE ERHALTUNG GROßEN VERMÖGENS AUSGEARBEITET - STRATEGIEN, DIE SCHON TAUSENDEN VON MITGLIEDERN AUF DER GANZEN WELT GEHOLFEN HABEN, EINE NEUE STUFE DES PRIVATEN WOHLSTAND ZU ERREICHEN.


TATSÄCHLICH KANN MAN DORT JEDERZEIT EINIGE DER REICHSTEN UNTERNEHMER, POLITIKER, KÜNSTLER, FÜHRENDEN REGIERUNGSBEAMTEN, BANKER, KONZERNCHEFS, STEUEREXPERTEN, PROFESSIONELLEN GELDANLEGER UND VIELE ANDERE FINDEN, DIE SICH IN DEN EICHENVERTÄFELTEN „CLUBRÄUMEN“ DES HERRENHAUSES ZUSAMMENGEFUNDEN HABEN, UM ÜBER WICHTIGE VERMÖGENSBILDENDE STRATEGIEN ZU DISKUTIEREN. DIESE TREFFEN HABEN EINE TRADITION, DIE BIS IN DIE SPÄTEN 60ER JAHRE REICHT - ALS SICH EINE HANDVOLL IM AUSLAND LEBENDER AMERIKANISCHER GESCHÄFTSLEUTE AUF WUNDERSCHÖNEN, ABGESCHIEDENEN TERRASSEN TRAFEN, MIT BLICK AUF DEN CHINESISCHEN HAFEN VON MACAO, UM WICHTIGE VERMÖGENSBILDENDE UND VERMÖGENSERHALTENDE STRATEGIEN AUSZUTAUSCHEN UND ZU DISKUTIEREN. ES WAR ZU EINER ZEIT, ALS DIE REGION VON MAO TSE-TUNGS KULTURELLER REVOLUTION BEDROHT WURDE. SIE FANDEN SCHNELL HERAUS, DASS SIE IHRE WEITREICHENDEN INTERESSEN BESSER SCHÜTZEN KONNTEN, WENN SIE SICH ZUSAMMENSCHLIEßEN WÜRDEN. UND NOCH ETWAS ANDERES FANDEN SIE HERAUS.


SIE ENTDECKTEN, DASS SIE MIT IHRER EINZIGARTIGEN ALLIANZ IN DER LAGE WAREN, DEUTLICH REICHER ZU WERDEN, SEHR VIEL REICHER ALS SIE ES JEMALS „IM ALLEINGANG“ HÄTTEN WERDEN KÖNNEN.


DIESE TRADITION ÜBERDAUERTE. UND IM LAUFE DER JAHRE WURDE DIE VEREINIGUNG IMMER GRÖßER, ZUERST NUR LANGSAM, DANN IMMER SCHNELLER, VON EINER HANDVOLL ENTSCHLOSSENER MÄNNER BIS ZU ÜBER 60.000 MITGLIEDERN. 1984 GRÜNDETEN WIR UNSEREN STAMMSITZ IN AMERIKA - WIR WÄHLTEN DEN HISTORISCHEN STADTTEIL VON MOUNT VERNON IN BALTIMORE. NACH UND NACH KAMEN WELTWEIT WEITERE ORTE DES GEMEINSAMEN GEDANKENAUSTAUSCHES HINZU. SO WURDE ZÜRICH ALS TREFFPUNKT FÜR ALLE EUROPÄISCHEN FREUNDE AUSGEWÄHLT.


DER ZÜRICH CLUB


Liebe Investorin, lieber Investor, Lieber Bürgermeister von Blood Zwesten, jodelte der Verkäufer Scheinheilig aber richtig gut. Ich weiß ja dass die Umgestaltung in eine Firma Gemeinde in eine Profitorientierte Bankstruktur der Menschenverwaltung nicht einfach ist. Denn wie soll die Balance gehalten werden, zwischen Human und Abzocke wenn es um Gemeindegewinne Profite geht und wo bleibt da der Bürger der Mensch, hohoho, lachte der Verkäufer hysterisch benebelt.


Ja, sagte der Bürgermeister, es ist schwierig, die Balance zu finden und den Bürgern nicht mitteilen zu müssen, das sie bloß Geld und Profitpersonal werden sollen, alles sogar juristisch abgesichert. Die BRD ist ja unter der Nr. «Die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Bundesrepublik Deutschland D-U-N-S®Nr 341611478 SIC 9199 abgespeichert, mit all den daraus entstehenden Konsequenzen. Und hier ist nochmal das Bundespräsidialamt Bonn D-U-N-S®Nr 507446891 SIC 9199 und das l Bundeskanzleramt D-U-N-S®Nr 342914780. Also deswegen ist ja auch dieser Geldglaube zu einer Art von Goldenem Kalb des Alten Testaments geworden, wo damals auch das Angebot vorhanden war vom Manas zu leben und nicht vom groben Materieglaube an Speck und Würstchen. Das hatten ja auch die Israeliten nicht verstanden das es noch eine wesentlich gigantischere effizientere und liebendere Vollliebewundere Lebensweise gibt, Angeboten von Gott selber. Das wird heute aber auch verneint sagte der Bürgermeister eloquent lässig und ein wenig wehmütig, an seinen Mentor da auf der Altenburg sitzend denkend zu dem er auch bald wieder für einen weiteren spirituellen Diskurs gehen würde, der alte schöne witzige ruhige liebende Hamlett.


«Ich diene nicht der Wahrheit, wenn ich den


hinrichte, der sich irrt, denn die Wahrheit kommt


durch Irrtum über Irrtum zustande.»


Antoine de Saint-Exupéry,


Die Stadt in der Wüste, Citadelle, dachte Felix Goldlicht der aber nicht dabei war sondern sich gerade noch mit den Diktaturen und dessen brutalen Methoden beschäftigte.


Hier sind noch einige Hyperlinks zu einigen Firmendatenbanken sagte dann der Verkäufer der sich nur zu gut mit der neuen Firmen Struktur der Profitgemeinschaft BRD auskannte.


Mit dem D&B D-U-N-S® Nummer (Data Universal Numbering System) können Unternehmen weltweit eindeutig identifiziert werden.


www.dnb.ch/htm/690/de/Eindeutige-ldentifikation.htm


www.upik.de/de/upik_suche.cgi?new=1




	www.firmendb.de


	www.dnbgermany.de/


	www.manta.com


	http://web2.cylex.de/Homepage/Home.asp


	www.firmendatenbank.de/musterprofile.html


	www.dnb.com/get-a-duns-number.html


	www.melissadata.com/lists/businesslist/selectlist.aspx





Dann fuhr er mit seinem Diskurs weiter den Bürgermeister anlächelnd. Sie wurden ausgewählt, einer Investoren-Vereinigung beizutreten, die wahrscheinlich die bemerkenswerteste und rentabelste ihrer Art ist.


Es ist eine Vereinigung, der viele wohlhabende Investoren, Finanzexperten und besonders erfolgreiche Unternehmer angehören.


Es gibt einen ganz besonderen Grund, warum Sie zu den wenigen gehören, die diese Einladung erhalten - einen Grund, der Ihnen in wenigen Augenblicken sehr klar werden wird.


Aber lassen Sie mich zuerst mehr über uns erzählen.


Seit vielen Jahren konzentrieren wir all unsere Kräfte darauf, unsere Mitglieder bei der Schaffung von Wohlstand zu unterstützen. Dabei haben wir viele Erfahrungen gesammelt, wie man risikoarme Anlagen mit höheren Renditen findet, als die, die Sie zurzeit wahrscheinlich erzielen können.


Tatsächlich gibt es eine Investition, die wir als die gewinnbringendste Investition für die Jahre 1999 und 2000 ansehen: die langlaufende Schuldverschreibung eines Versorgungsbetriebes, angeboten in einem hochentwickeltem Industrieland mit jährlichen Erträgen bis 15 %.


3 staatlich garantierte Anleihen, die vierte ist sogar vom Staat herausgegeben... sie bringt Ihnen zweimal so viel wie eine 30jährige US-Staatsanleihe oder Bundesanleihe...


Und das Beste: Mit dem sich abzuzeichnenden Zinssenkungstrend werden die Kurse dieser Anleihen förmlich explodieren.


Tatsache ist, dass nur ganz wenige Anleger diese Investitionsmöglichkeit überhaupt kennen.


Aber das ist nur eine von 10 außergewöhnlichen Anlagemöglichkeiten, die wir für Sie aktuell ausfindig gemacht haben. Damit Sie Ihr Einkommen mit risikoarmen und überdurchschnittlich hohen Renditen von 8,25 bis zu 15% p. a. vergrößern können.


Sie werden im Folgenden etwas über die erstaunlichen 200% bis zu 1.300%-Gewinne erfahren, die wir erzielt haben, weil wir über die Jahre immer wieder in außergewöhnliche Aktien investiert haben - und Sie werden verstehen, warum so überdurchschnittlich viele Aktienempfehlungen des Clubs einen Gewinn erzielt haben.


Aber zunächst müssen Sie wissen, dass wir keine Anlagen verkaufen. Wir sind weder Finanzberater, Aktienhändler noch Börsenmakler.


Warum also gibt es uns? Was ist unser Ziel?


Da dachte der Bürgermeister: «Und denn, man muss das Wahre immer wiederholen, weil auch der Irrtum um uns her immer wieder gepredigt wird, und zwar nicht von einzelnen, sondern von der Masse. In Zeitungen und Enzyklopädien, auf Schulen und Universitäten, überall ist der Irrtum oben auf, und es ist ihm wohl und behaglich, im Gefühl der Majorität, die auf seiner Seite ist.» das hatte der Johann Wolfgang von Goethe, damals schon gut erkannt, und was labert der Verkäufer hier. Und der laberte dann weiter mit:


Unser Club hat nur ein Ziel: Wir wollen sicherstellen, dass das Vermögen jedes unserer Mitglieder stetig und substantiell wächst. Indem wir risikoarme, besonders ertragreiche Anlagen suchen und gleichzeitig die allergrößten Bedrohungen, denen unser Geld Tag für Tag ausgesetzt ist, zu vermeiden suchen: Inflation, extreme oder unfaire Besteuerung, starke, durch Spekulanten hervorgerufene Währungsschwankungen, amateurhafte Gesetzgebungen, Beschlagnahmungen der Steuerfahndung, Abzocker des grauen Kapitalmarktes.


Unser Ziel erreichen wir auf zwei verschiedenen Wegen:


Zuerst sorgen wir dafür, dass Ihr bereits bestehendes Vermögen möglichst abgesichert ist - unangreifbar für jeden Unbefugten. Wir stellen Ihnen zu diesem Zweck jede nur denkbare Schutzstrategie finanzieller und rechtlicher Art zur Verfügung, damit Sie nachts ruhig schlafen können. Denn Sie wissen, dass Ihr Geld vor Überwachungsorganen, skrupellosen Rechtsvertretern, Schmarotzern und allen anderen, die von den hart erarbeiteten Früchten Ihrer Arbeit unberechtigt profitieren wollen, endlich sicher geworden ist.


Dann geben wir Ihnen zweitens die Gelegenheit, Ihr Vermögen mit besonders ausgesuchten und sorgfältig recherchierten Anlagemöglichkeiten zu vergrößern - und dies in einem häufig dramatischen Ausmaß, wie Sie sicher bald selbst herausfinden werden.


Unsere einzigartige Strategie, privates Vermögen zu schaffen und stetig zu vergrößern, steht und fällt mit der Erkenntnis, dass sich die besten finanziellen Anlagemöglichkeiten nur durch kleine, private Netzwerke gut informierter Investoren ergeben, die aktuelle Insider-Informationen zur Verfügung stellen. Nur damit lassen sich langfristig hohe Renditen erzielen. Dabei sind wir vollkommen unabhängig und einzig dem Wohlergehen unserer Mitglieder verpflichtet.


Lassen Sie mich Ihnen dies erklären.


Die Macht der exklusiven Informationen


Als erfahrener Geldanleger, denke ich mal sagte der Verkäufer den Bürgermeister anschauend, wissen Sie, dass jeden Tag weltweit Milliarden von einer Handvoll Leute bewegt werden, die in innere Geheimnisse der Geld- und Finanzmärkte eingeweiht sind, von denen die meisten Investoren zu spät oder sogar niemals etwas erfahren werden. Es geht um die Art von Information, die Sie in den gängigen Finanzzeitungen und Wirtschaftsmagazinen niemals rechtzeitig finden werden. Wenn diese Informationen endlich in der Öffentlichkeit bekannt werden, ist der Löwenanteil der Profite schon von anderen gemacht worden - normalerweise eben von einer kleinen Anzahl von Insidern.


Diese Art von Informationen, von denen ich spreche, ist exklusiv, persönlich und... höchst vertraulich. Sie sind keine „Insiderinformationen“ im rechtlichen Sinne. Denn das wäre illegal.


Es handelt sich aber um Informationen von ebensolcher Qualität. Informationen, die meistens auf privaten, abgeschotteten Treffen auf der ganzen Welt unter sehr einflussreichen Einzelpersonen, die über enge Beziehungen in vielen Branchen verfügen, ausgetauscht-ja geradezu vertraulich gehandelt - werden.


Denken sie vielleicht an das Rothschildimperium sagte der Bürgermeister vorsichtig.


Unter anderem, sagte der Verkäufer. Sie müssen wissen, dass viele unserer Mitglieder über einen besonderen Zugang zu den Finanzmärkten und Informationen verfügen. Sie kennen Zahlen und Entwicklungen, die der breiten Öffentlichkeit lange Zeit verborgen bleiben - Informationen, die, wenn man sie zum richtigen Zeitpunkt nutzt, schon mit kleinen Geldbeträgen große Gewinne ermöglichen.


Hier ist ein gutes Beispiel:


Wie 5.000 $ in nur wenigen Monaten in 26.000 $ umgewandelt wurden...


Das hört sich nach Rothschildmethoden an, sagte der Bürgermeister wieder.Der ist doch sozusagen der Urheber fast aller Aktienerfindungen und sehr guter Betrüger und Betrugs Stratege, der ist doch sogar ein Lord und in Frankreich ein Graf, da im Château Lafitte, wo er später den Bundeskanzler Schröder die Leviten lesen wird und ihn zu einer Runde Château Lafitte einlud, und wie man die Kosten der Medikamente reduziert aber dann doch nicht das durchsetzt bloß mit einem Besuch bei dem Baron Rothschild auf dem Château Lafitte in Fronkreich, Das Château Mouton-Rothschild in Pauillac bei Bordeaux . Als Schröder dann von dem Besuch aus Fronkreich zurück kam, war das ganze Thema die Medikamentenpreise zu reduzieren weil die Kosten von Jahr zu Jahr dank der Bankenbranche der die Pharmabranche gehört enorm teuer wurde und noch teurer werden wird, denn sie ist ja eine Branche der Lüge und des Betruges an die Menschheit Schröder war 2006, im Jahr nach dem Ausscheiden aus dem Kanzleramt, als Berater beim Bankhaus Rothschild eingestiegen, um die Gruppe beim Ausbau ihrer Aktivitäten in Mittel- und Osteuropa, Russland, der Türkei, dem Mittleren Osten und China zu unterstützen. Seine Tätigkeit beziehe sich nicht auf Geschäfte in Deutschland, teilte die Bank damals mit. Quelle: http://www.epochtimes.de/politik/deutschland/ex-kanzler-schroeder-hoert-als-berater-bei-rothschild-auf-a1933117.html


Da entsteht auch das hier: “Wir kennen nun die Beziehung von Rothschild zu Schröder, wir kennen auch die Beziehung von Schröder zu Putin. Wie aber ist die Beziehung von Putin zu Rothschild?“, dachte sich der Bürgermeister von Blood Zwesten, bei dem man aber auch nicht genau wusste, weswegen der wirklich Bürgermeister werden wollte. Aber wer weiß das schon wirklich. Aber damals 1995 da wusste sowieso keiner was da wirklich gespielt wurde da war der Glaube an Geld noch ungebrochen und der Glaube an die Illusionen der Geld Scheinwelt noch intensiver, auch weil die BRD zu einer Firma umgestaltet wurde, mit all den daraus entstehenden Konsequenzen, der Vermenschlichung und der Logik der Mathematiker und schaffe schaffe Häuslebauer Phobien.


Nana, Herr Bürgermeister seien sie mal nicht so zögerlich und skeptisch, sie müssen Geld machen und von den Steuereinnahmen ihrer Bürger und den Zuschüssen der Firma BRD werden sie nicht gut über die Runden des Lebens kommen, wenn sie Ziele haben aus ihrer Gemeinde ein Ort der Freude des Glücks und der Sehnsüchte zu machen. Lachte der Verkäufer und fuhr dann fort:


Ungefähr vor einem Jahr erfuhr ein Clubmitglied, der Inhaber eines führenden amerikanischen Bauunternehmens, dass eine kleine, unbekannte Firma ein bahnbrechendes neues Material entwickelt hatte - eine patentierte Polymer Plastik- und Asphaltmischung für eine langlebige und widerstandsfähige Straßenoberfläche. Er erfuhr außerdem, dass die Firma kurz vor einem Vertragsabschluss über viele Millionen Dollar mit einem großen Straßenbauunternehmen aus Kalifornien stand. Einer von vielen noch zu erwartenden Abschlüssen.


Er teilte sein Wissen über diese Firma unter dem Siegel der Vertraulichkeit der Clubhauptverwaltung mit. Nach einigen detaillierten Recherchen und Bestätigungen, wurde eine vertrauliche „Kaufempfehlung“ an alle anderen Mitglieder weltweit herausgegeben.


Innerhalb von vier Monaten stieg die Aktie dieser Firma von 0,94 $ auf über 4,90 $ - ein Gewinn von 424%.


Ja das wäre auch was für unsere Gemeinde, grunzte der Bürgermeister,da der Raubritter Prinz Eisenherz uns ja nichts von seinem gigantischen Schatz dem Raub Schatz abgeben will und darauf beharrt erst durch einen guten Fechtkampf im Sinne der guten Freundschaft würde er einige Gold Taler abgeben, aber ich bin ein schlechter Fechter.


Sehen sie sagte der Verkäufer, hier mit uns brauchen sie nicht zu fechten und womöglich noch abgestochen zu werden. Viele Mitglieder verwandelten innerhalb von kurzer Zeit eine kleine Investition von 5.000 $ in beträchtliche 26.000 $. Ich weiß von einem Anleger, der 28.000 $ investierte und einen satten Gewinn von 118.000 $ machte. Ein anderer verwandelte 55.000 $ in respektable 233.200 $.


Und dies war nicht das einzige Mal, dass privat mitgeteilte Informationen für große Gewinne unserer Mitglieder sorgten.


Und noch ein Beispiel..,


Einige Monate zuvor erfuhr ein Mitglied, das Verbindungen zur Bergbauindustrie auf höchster Ebene hatte, dass eine kleine Firma sich erfolgreich ein Anrecht auf Millionen Hektar von erstklassigem Land in der diamantenreichen Lac de Gras-Region in dem kanadischen Bundesland Northwest Territories hatte sichern können. Außerdem erfuhr er, dass Tests in der Region an den Tag gebracht hatten, dass eine Diamantreserve, die höher war als erwartet, zu einem der größten Diamantfunde seit vielen Jahren führen könnte.


Und wieder wurde diese Information diskret an unsere Mitarbeiter weitergegeben, welche daraufhin nach Kanada zum Hauptsitz dieser Firma flogen, um sich dort aus erster Hand zu informieren. Einige Tage später wurde eine begeisterte Kaufempfehlung an unsere Mitglieder herausgegeben.


Nach 12 Monaten explodierte diese Aktie von 0,56 $ pro Anteil auf 8,24 $ - ein Gewinn von unglaublichen 1.371%.


Man muss nicht erwähnen, dass diese Empfehlung viele Mitglieder sehr reich gemacht hat. Eine Beteiligung von nur 10.000 $ an dieser starken Aktie bedeutete einen Profit von spektakulären 137.100 $ in weniger als einem Jahr.


Ja, das würde mir und dieser Gemeinde auch gut tun lächelte der Bürgermeister, aber ich muss dann ja Geld sozusagen oder auch nicht, ich müsste das den Bürgern von Blood Zwesten erstmal vorstellen.


Machen sie sich deswegen keine Sorgen keine roten Sorgen und auch keine grünen Sorgen, wir schaffen das schon sagte der Verkäufer, ich mache sie und ihre Gemeinde reich sehr reich, das wollen sie doch, schwarze Zahlen schreiben und eine gute Firma ein gutes profitables Unternehmen sein, oder. Das müssen sie sogar laut BRD Statuen als Unternehmensgruppe.Dann sprach er weiter:


Wenn ein Gewinn zum nächsten führt


Oftmals kann die Entdeckung einer großartigen Anlagemöglichkeit zur nächsten Chance führen.


Dies war der Fall bei der Bergbaufirma, von der ich Ihnen gerade erzählt habe. Während unserer Nachforschungen entdeckten Mitarbeiter des Clubs eine Firma als Kapitalgeber, die jedesmal riesige „Gewinnausbrüche“ kassieren konnte, sobald eine der Firmen, die sie finanziell mit Startkapital unterstützt hatte, positive Ergebnisse erzielte.


Als wir herausfanden, daß diese Firma stark an unserer aufsteigenden Bergbaufirma beteiligt war, wurde auch sie unseren Mitgliedern empfohlen.


Wie wir vorausgesehen hatten, profitierte diese Firma sehr gut von dem Erfolg unserer Bergbaufirma - in etwas mehr als zwei Jahren erzielte sie einen Gewinn von 590%.


Tatsache ist leider, daß die meisten Investoren diese Art von Verbindungen überhaupt nicht beachteten. Und sie wussten natürlich nicht, was die Mitglieder des Clubs alle wussten. Sie hatten niemanden, der sie zur richtigen Zeit mit den richtigen Informationen versorgte -Kerninformationen, mit denen wir in unserer Vereinigung sichere und praktisch garantierte Gewinne erzielten.


Lassen Sie mich Ihnen noch einige Beispiele geben.


1991 lernten unsere Mitglieder eine der Unterbewertesten Firmen überhaupt kennen...eine Schweizer Bank mit großen Goldvorräten, die für weniger als die Hälfte ihres Marktpreises in den Büchern standen. Seit unserer ersten Empfehlung ist der Aktienpreis über 300% gestiegen. Und noch besser: Kenner der Branche behaupten, daß sie selbst heute immer noch um die 80% unterbewertet ist.


Dem Bürgermeister dröhnte schon der Kopf von all den vielen mehrhundertprozentigen Gewinnen die ihm dieser Verkäufer prophezeite wie ein GeldBibelGläubiger Geldfanatiker, und das sollte er anwenden und selber aufbauen, und er dachte an WIR WAREN (SIND) SKLAVEN VON GEBURT AN VERKAUFT!


Mit dem sog. «Act of 1871» wandelte der 41. US-Kongress, Washington D.C., die Regierung der Vereinigten Staaten, in ein gewerbliches Unternehmen um. Mit der vertraglichen Einbindung aller amerikanischen Einzelstaaten in diese Corporation wurde jeder amerikanische Bürger unbewusst zum Quasi-Angestellten dieser Firma: UNITED STATES CODE, Title 28, § 3002 (15) (A) (B) (C): (15) «United States» means – (A) a Federal corporation; (B) an agency, department, commission, board, or other entity of the United States; or (C) an instrumentality of the United States.


Mit dem «Federal Reserve Act» von 1913 wurde ein privates Banker-Konsortium zur Zentralbank der USA, mit dem Recht, Geldnoten zu drucken und den Geldfluss zu kontrollieren. Dieser «Act» ermöglicht es der FED bis heute, Geld ohne Gegenwert «zu schaffen», das sich der «Staat» (die US-Corporation!) dann für seine (ihre) «Staatsausgaben gegen Zinsen(!!!) ausleihen muss. Zur Bezahlung der Zinsen muss der «Staat» von «seinen Bürge(r)n» «Einkommenssteuern» eintreiben, die es laut Verfassung gar nicht geben dürfte.
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